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Eins, zwei, drei - wer ist mit dabei?

Die REHA 93 mit einem vielfältigen Programm

Anna-Katharina Jung DAS THEMA

Für den, der es noch nicht weiß: vom 
6. bis 10. Oktober findet bereits zum sie­
benten Mal in Düsseldorf die REHA 93 - 
Hilfen für behinderte Menschen - statt. 
Auf der weltweit größten Rehabilitations- 
Fachmesse werden mehr als 500 Ausstel­
ler aus 22 Ländern teilnehmen und ihre 
Produkte und Dienstleistungen, die den 
Alltag und die berufliche Integration be­
hinderter Menschen erleichtern, auf einer 
Fläche von 18.300 Quadratmetern vor­
stellen.
Die Schirmherrschaft hat die Kommissi­
on der Europäischen Gemeinschaft über­
nommen. Die EG - seit 1989 auf der 
REHA in Düsseldorf vertreten - hat bis­
lang dort das Programm zur sozialen und 
wirtschaftlichen Integration behinderter 
Menschen HELIOS sowie das europawei­
te Informationsprogramm HANDYNET 
repräsentiert. Zu diesen beiden Program­
men können die Besucher auf einem 
großen Symposium am 7.10.93 im Messe- 
Kongresscenter mehr erfahren.

EUCREA - ein Kulturfestival

Ebenfalls von der EG-Kommisssion un­
terstützt, wird auf der REHA ein Kultur­
festival mit der Europäischen Vereini­
gung für Kreativität von und mit behin­
derten Menschen - EUCREA - organi­
siert. An allen fünf Messetagen sorgen in 
der Halle 10 und in der Innenstadt Musik­
darbietungen, Filme, Skulpturen, Bilder, 
Klang- und Video-Installationen, Tanz, 
Schauspiel, Dichterlesungen, Kabarett 
und vieles mehr für Abwechslung. 
Neben der EG wird dieses Kulturfestival 
auch von den Bundesministerien des In­
neren und für Familie und Senioren ge­
fördert.
Die Gruppe Echocity aus London wird 
mit ihren Klangkörperinstallationen die 
Messe jeden Tag begleiten. In einer Aus­
stellung können die Besucher Werke der 
Gruppen Blaumeier aus Bremen, 
Schlumper aus Hamburg, den asbl 
cooperations aus Wiltz/Luxemburg, den 
Creahm aus Lüttich/Belgien und der 
Sonnenuhr aus Berlin auf sich wirken 
lassen. In einem offenen Atelier arbeiten 
behinderte Künstlerinnen und Künstler 

an Leinwänden und schaffen Skulpturen. 
Vom Pressereferat als Highlight angekün­
digt, spielt die Gruppe Sonnenuhr am 6. 
Oktober im Kleinen Haus des Düsseldor­
fer Schauspielhauses den vielen Berlinern 
bekannten “Prinz Weichherz”.
Nicht nur das Kulturfestival wird die Be­
sucher nach Düsseldorf locken. Auch wer 
sich in die Behindertenpolitik einmischen 
und mit seiner Meinung nicht zurückhal­
ten will, hat dazu ausreichend Gelegen­
heit.

REHA-Forum

In der Halle 7 werden Experten aus Poli­
tik, Medizin und Behindertenorganisa­
tionen zu wichtigen Problemfeldem, mit 
denen sich Betroffene im alltäglichen Le­
ben konfrontiert sehen, Auskunft geben.

HELIOS: 
Eigenständiges 
Leben hat Vorrang

Seit über vier Jahren för­
dert HELIOS in der EG die 
soziale und wirtschaftliche 
Integration von Menschen 
jeder Behinderungsart, 
wobei deren eigenständi­
ger Lebensführung beson­
dere Aufmerksamkeit ge­
widmet wird. Die Schwer­
punktgebiete erstrecken 
sich von der Ausbildung 
und Beschäftigung bis hin 
zu Mobilität und Wohnen. 
HELIOS koordiniert ver­
schiedene Aktivitäten in 
den einzelnen Mitglieds­
staaten, um eine globale 
Strategie zu forcieren. 
Basis sind dabei die je­
weils besten Erfahrungen

Die Zuhörer können durch Fragen und 
Meinungsäußerungen das Forum aktiv 
mitbestimmen. Selbsthilfeverbände, politi­
sche Institutionen oder Rehabilitations­
träger organisieren die einzelnen thema­
tischen Veranstaltungen.
• Die Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe für 
Behinderte e. V. (BAGH) wird drei The­
men zur Sprache bringen. Unter dem Ti­
tel “Freizügigkeit in Europa - auch für

Mit der U-Bahn-Linie U78 
können Rollstuhlfahrer 
problemlos zum Düssel­
dorfer Messegelände 
gelangen. An der Endhal­
testelle am Nordeingang 
stehen zwei Hublifte 
bereit.
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DAS THEMA

und Ergebnisse aus den 
einzelnen Ländern. Die 
praxisorientierte Zusam­
menarbeit erfolgt über ein­
zelstaatliche Pilotprojekte in 
den Bereichen Rehabilita­
tion, Schule, Arbeit und Be­
ruf sowie im sozialen Be­
reich - im engen Schulter­
schluß mit behinderten Men­
schen und ihren Familien, 
repräsentativen Organisatio­
nen, Sachverständigen und 
Forschern. Die Plattform für 
diesen Informations- und 
Erfahrungsaustausch bilden 
themenbezogene Seminare, 
Konferenzen, Studienbe­
suche und Ausbildungsprak­
tika, die im Rahmen von 
HELIOS organisiert werden.

HANDYNET:
Information im 
Dienste Betroffener

Angesichts der raschen Ent­
wicklung neuer Technolo­
gien hat die EG-Kommissi­
on ein Informationssystem 
für Menschen mit Beein­
trächtigungen entwickelt. 
HANDYNET ist eine com­
putergestützte Datenbank 
(in den neun offiziellen 
Sprachen zugänglich) und 
umfaßt eine elektronische 
Zeitung sowie Post.
Es besteht bereits ein be­
triebsbereites Modul über 
technische Hilfsmittel für 
bewegungs-, seh-, hör-, 
sprach- und lernbehinderte 
Menschen. Dieses Modul 
enthält praktische, funktio­
nelle und wirtschaftliche In­
formationen über Produkte, 
die auf dem europäischen 
Markt verfügbar sind, Hin­
weise über Hersteller sowie 
gesetzliche Einzelheiten.

Pressereferat REHA 93 
Eva Rugenstein 
Bernhard Kunzeimann 
Stockumer Kirchstr. 61 
40474 Düsseldorf 
Tel. (0211)4560-541/549

behinderte Menschen?" sollen Mitarbeiter 
von Behindertenorganisationen ihre Mög­
lichkeiten der Einflußnahme auf die euro­
päische Sozialpolitik diskutieren (7.10.93, 
12.00 Uhr).
Desweiteren werden Betroffene aus den 
neuen Bundesländern ihre Lebenssitua­
tion schildern. Sind sie die Verlierer der 
deutschen Einheit? - diese Frage und mög­
liche Perspektiven werden im Plenum zur 
Diskussion stehen (7.10.93, 14.30 Uhr). 
Wie sieht das Bild behinderter Menschen 
in der Öffentlichkeit aus? Hier sind die 
Erfahrungen Behinderter und Nichtbehin­
derter mit Vorurteilen gefragt (9.10.93, 
11.00 Uhr).
• Der Bundesverband Selbsthilfe Körper­
behinderter e. V. (BSK) greift einen 
Themenkomplex auf, der ihn bereits zur 
REHA 91 beschäftigte. Damals wurde der 
“Düsseldorfer Appell” verabschiedet, der 
einerseits ein Diskriminierungsverbot be­
hinderter Menschen in einem Verfas­
sungsartikel, andererseits ein umfassendes 
Gleichstellungsgesetz forderte. Auf der 
REHA 93 sollen nun in enger Zusammen­
arbeit mit dem Initiativkreis Gleichstel­
lung Behinderter die Eckpunkte dieses Ge­
setzes erstmals öffentlich vorgestellt wer­
den (9.10.93, 14.00 Uhr).
• Die Einrichtung von Beratungsstellen 
für die Wohnraumanpassung gibt der 
Architektenkammer Nordrhein-Westfalen 
Grund genug, das Thema Wohnen ohne 
Barrieren ins REHA-Forum einzubringen. 
Wichtige Ziele der Wohnraumanpassung, 
die es behinderten und alten Menschen er­
laubt, in ihrem vertrauten Umfeld zu blei­
ben, sind die Beseitigung von Hindernis­
sen und Gefahrenquellen. Bedarfsgerechte 
Umgestaltungen können z. B. der Einbau 
von Duschen, Anpassung von sanitären 
Einrichtungen, Veränderung der Raum­
größen und Türbreiten, Zugänglichkeit 
des Hauseinganges über Rampen sein. Die 
Beratung der Architekten schließt auch 
die Kostenermittlung und Finanzierungs­
fragen ein (8. 10. 93, 15.00 Uhr).
• “Eiszeit für Mitmenschlichkeit? - Nein 
Danke!” - hinter dieser Forderung ver­
birgt sich der Themenkomplex der Bun­
desarbeitsgemeinschaft der Clubs Behin­
derter und ihrer Freunde e. V. (BAGC). 
Übergreifende Aspekte der Diskriminie­
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rung werden aufgezeigt, denen benach­
teiligte Mitbürger aufgrund ihres Fremd­
oder Andersseins ausgesetzt sind 
(10. 10. 93, 11.00 Uhr).
Zur gleichen Thematik findet bereits am 
8. 10. 93, um 11.30 Uhr ein gemeinsames 
Pressegespräch der BAGC und des ABiD 
im Messe-Kongresscenter Süd, Raum 7B, 
statt. Annerose Hintzke, Karl-Josef Faß­
bender von der BAGC und Detlef Eckert, 
Jürgen Dürrschmidt vom ABiD werden 
daran teilnehmen. Die soziale Lage und 
politischen Rechte Behinderter in Ost 
und West stehen zur Debatte.

Breiten- und Leistungssport 
im Sportcenter

Nicht zuletzt durch die Paralympics hat 
der Behindertensport in der Öffentlichkeit 
mehr Interesse gewonnen. Auch auf der 
REHA werden Sportarten vorgestellt, 
denen behinderte Menschen nachgehen. 
Organisator ist der Behindertensportver­
band Nordrhein-Westfalen. Seine Aufgabe 
sieht er darin, einem breiten Publikum 
Ziele und Möglichkeiten des Rehabilita­
tionssportes nahezubringen sowie Behin­
derte und Kranke auf die Wirkung des 
Sports hinzuweisen. Im REHA-Sport- 
center, Halle 9, finden Veranstaltungen 
zu folgenden thematischen Schwerpunk­
ten statt: Sport mit Blinden, Sport bei 
Wirbelsäulenschäden, Herz-Kreislauf­
krankheiten, Sport mit psychisch Kran­
ken, Amputierten und bei Osteoporose. 
Breit gefächerte Demonstrationen vom 
Anfänger bis zum Leistungssportler, Dis­
kussionen, Filmbeiträge und Zuschauer­
aktionen - gemixt mit Shows und Tanz­
vorführungen - vermitteln den Besuchern 
tiefe Einblicke in den Behinderten- und 
Rehabilitationssport.
Gespannt darf man schon auf die Hoch­
sprungschau sein, bei der Detlef Eckert 
vom ABiD wieder mit dabei ist.

DIE STÜTZE will während der 
REHA besonders das Forum kritisch 
begleiten.
Darüber werden wir in Heft 11/93 
noch ausführlich berichten.
Zum Thema “Wohnraumanpassung” 
bitten wir unsere Leser, Ihre Ideen 
und bewährten Umbauten in Form 
von Fotos und kurzen verbalen Er­
klärungen für die Veröffentlichung 
zuzuschicken. Sicherlich sind in die­
sem Zusammenhang gerade Finan­
zierungsfragen von allgemeinem In­
teresse. Also, lassen Sie uns Ihre Er­
fahrungen und Lösungen wissen - 
wir möchten sie recht bald an viele 
Betroffene weitergeben!



Die Pflegeversicherung 
ist mein Alptraum...

Uschi Marquardt

An Hand meines Beispiels möchte ich die 
derzeitigen Möglichkeiten zur Absiche­
rung meiner Pflege darstellen und dann 
mit der geplanten Pflegeversicherung ver­
gleichen.
Die Möglichkeiten sind heute mehr 
schlecht als recht, denn ich muß fähig 
sein, zu kämpfen, mich durchzusetzen; ich 
muß mich gut in den gesetzlichen Bestim­
mungen auskennen, und ich muß Glück 
haben mit meinem Sozialamt und dem 
Sachbearbeiter. Dazu kommt, daß wer auf 
Gelder vom Sozialamt angewiesen ist, im­
mer in einer großen Unsicherheit lebt. 
Heute stehen mir für die finanzielle Ab­
sicherung meiner Pflege und Assistenz zur 
Verfügung:
• Landespflegegeld (Berlin),
• Pflegegeld der Krankenkasse,
• Hilfe zur Pflege nach §§ 68, 69 BSHG. 
Nach BSHG ist Hilfe zur Pflege eine 
Mußleistung. Laut Erläuterungen zum
§ 69 Abs. 2 S. 3, kann ein Pflegebedürfti­
ger sich seine nötigen Assistentinnen 
selbst suchen und bezahlen, was ein eigen­
ständiges Leben ermöglicht. Nach § 68 
BSHG ist die häusliche Pflege der Heim­
pflege vorzuziehen.
Nach den §§ 39 ff. BSHG ist die Autono­
mie der Lebensführung zu fördern. Damit 
ist für mich erstmal klar, daß ich das 
Recht habe, in einer eigenen Wohnung zu 
leben und daß ich zur Durchsetzung der 
Möglichkeit auch Anspruch auf die nötige 
Unterstützung habe.
§ 8 S.l BSHG laut Erläuterungen besagt, 
daß Geldleistung vor Sachleistung geht, 
damit ein höheres Maß an Wahl- und 
Gestaltungsfreiheit eingeräumt wird. 
Laut § 3 S.2 BSHG ist den Wünschen des 
Hilfesuchenden zu entsprechenden. Ich 
muß mich also nicht zwingen lassen, mir 
eine Sozialstation zu suchen, die mir dann 
Leute schickt, die ich nicht aussuchen 
kann und die dann meinen Zeitplan und 
somit auch mein Leben bestimmen.
§ lAbs. 2 BSHG besagt, daß es Aufgabe 
der Sozialhilfe ist, dem Hilfesuchenden ein 
Leben zu ermöglichen, daß der Würde des 
Menschen entspricht. Dabei verweist das 
BSHG auf die Auffassung des Bundesver­
waltungsgerichtes, daß es die Würde des 
Menschen verletzt, wenn der Hilfesuchen­
de durch die Gemeinschaft der Sorge für 

sich selbst enthoben würde. Eine Hilfe, die 
der Selbsthilfe abträglich ist, sei insofern 
nicht als menschenwürdige Hilfe anzuse­
hen. Mit diesen Möglichkeiten kann ich 
heute bescheiden, aber ein selbstbestimm­
tes Leben führen.
Wie sieht es nun für mich aus, wenn die 
Pflegeversicherung in Kraft tritt?
Das Landespflegegeld wird wegfallen. 
Die Pflegeversicherung wird von der 
Krankenkasse bezahlt, und meine Behin­
derung wird einer Krankheit gleichge­
setzt. Ich werde nach neuen Kriterien 
eingestuft und nur Pflegestufe 1 (“erheb­
lich” Pflegebdiirftige) nach Pflegever­
sicherung bekommen. Das heißt für mich: 
ich muß mit 400 DM meine Pflege absi- 
chem. Und die Krankenkasse meint damit 
auch nur die Grundpflege des Körpers. 
Aber selbst dafür würde das Geld ja nicht 
reichen.
Ich habe durch meine Behinderung einen 
erhöhten Assistenzbedarf, den die Kran­
kenkasse gar nicht berücksichtigt. Gehe 
ich mal davon aus, daß ich jetzt zur Ab­
sicherung von sechs Stunden Pflege und 
Assistenz pro Tag monatlich 3000 DM 
zur Verfügung habe und das schon keine 
bedarfsgerechte Lösung ist, dann brauche 
ich wohl nicht zu sagen, was 400 DM mo­
natlich für mich bedeuten. Wenn ich dann 
zum Sozialamt gehe und mir nach den 

geltenden §§ Hilfe zur Pflege holen möch­
te, wird man mich sicher darauf hinweisen, 
daß Sozialhilfe Nachrang hat und erst an­
dere Kostenträger angesprochen werden 
müssen (Anm. d. Red.: es ist ohnehin ge­
plant, die §§ 68, 69 BSHG außer Kraft zu 
setzen).
Die Kasse aber wird mir nur zahlen, was 
nach ihrer Einstufung mein Bedarf sei. Das 
heißt, wenn ich morgens und abends je eine

PFLEGE­
SICHERUNG

Der Strohhalm 
trägt nicht

Uschi Marquardt lebt in 
Berlin. Möglicherweise 
sind Menschen mit Pflege- 
und Assistenzbedarf aus 
anderen Länderen der 
Meinung, Frau Marquardt 
sei “privilegiert”, weil 
Berlin ein Landespflege­
geld zahlt, und sie sei 
doch noch in einer ver­
hältnismäßig gesicherten 
Position.
Ja, das schreibt sie ja 
auch. Aber die Politiker 
kalkulieren bewußt die Not 
der Menschen, die Pflege 
und Assistenz benötigen, 
und die ihrer Helfer ein, 
die nach der Pflegever­
sicherung wie nach einem 
Strohhalm greifen. Aber 
dieser Halm trägt nicht! 
Wenn wir schon die Taube 
auf dem Dach (ein be­
darfsgerechtes, steuer­
finanziertes, einkommens­
unabhängiges Pflege/ 
Assistenz-Gesetz) nicht 
bekommen und statt 
dessen mit dem Spatz in 
der Hand (einer Versiche­
rungslösung) abgespeist 
werden, müssen wir uns 
solidarisieren. Denn die 
jetzt diskutierte Pflege­
versicherung ist nicht mal 
ein Spatz!
Unsere gemeinsame 
Minimalforderung sollte 
sein, mit der künftigen 
Versicherung die Bemes­
sungsgrundsätze des 
Berliner Pflegeleistungs­
gesetzes, das als steuer­
finanzierte Leistung der 
CDU schon lange ein 
Dorn 
im Auge ist, keinesfalls zu 
unterschreiten.

Andrea Schatz

Foto:
Uschi Marquardt 
am 5. Mai in Aktion
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PFLEGE­
SICHERUNG

Literaturhinweis:
Bernd Schulte, 
Peter Trenk-Hinterberger 
" Bu ndessozial h i Ifegesetz, 
Durchführungsverord­
nungen und Erläute­
rungen", München 1988

Stunde Pflege für 12,50 DM in Anspruch 
nehmen könnte, reicht das Geld der Kasse 
gerademal 16 Tage (Anm. d. Red.: die 
Autorin erhält derzeit vom Sozialamt pro 
erforderliche Pflege/Assistenz-Stunde 
12,50 DM. Real beträgt der Stundensatz 
aber zwischen 30 und 40 DM. Damit wird 
Schwarzarbeit gezielt gefördert.) 
Aber dabei ist noch nicht mein sonstiger 
Assistenzbedarf berücksichtigt. Ich benöti­
ge bei allen täglichen Verrichtungen Hil­
fe; die nicht zur Pflege gehören: bei der 
Hausarbeit, für Arzt- bzw. Amtswege, um 
ins Kino oder Theater zu kommen, für 
Spaziergänge und Besuche bei Freunden. 
Andererseits übernimmt die Krankenkas­
se bei Heimpflege die volle Leistung in 
Höhe von 2100 DM! Mit der Pflegever- 
sicherung will man mich also nötigen, ins 
Heim zu gehen. Das kommt für mich 
nicht in Frage, denn es wird bestimmt:

• wann ich auf stehe und zu Bett gehe,
• wann und was ich esse und trinke,
• wann und wie ich über meine “freie” 
Zeit verfügen kann,
•wann und wie lange ich zur Toilette 
gehe usw.,
Ich werde völlig entmündigt. Ich bekom­
me Taschengeld wie ein Kind. Ich werde 
in die Patientenrolle gedrängt und von 
jeglichen sozialen Rollenverpflichtungen 
“befreit”. Ich werde verwaltet und kann 
nicht kontrollieren, was mit mir ge­
schieht. Ich werde mehr behindert, als ich 
es bin und werde der Willkür einer Macht 
ausgesetzt, gegen die ich mich nicht weh­
ren kann!
Artikel 1 des Grundgesetzes besagt:
Die Würde des Menschen ist 
unantastbar.
Pflegeversicherung ist für mich ein Alp­
traum !

22 000 Hilfestunden 
monatlich

Die Ambulanten Dienste 
unterstützen ca. 100 be­
hinderte Menschen bei der 
eigenständigen Lebens­
führung in ihrer Wohnung. 
Die Organisation erbringt 
langfristige und kontinuier­
liche Assistenz und Hilfe 
bis zu 24 Stunden täglich. 
Das sind monatlich 22 000 
Hilfestunden.
Die Eigenständikeit, die 
sich die behinderten 
Menschen oft mühsam 
erkämpft ha-ben, ist durch 
die Einführung der 
Pflegeversicherung in 
Gefahr.
Nebenstehende Presseer­
klärung verweist darauf mit 
Nachdruck.

Ambulante Dienste e.V. 
Gneisenaustr. 2a 
10961 Berlin
Tel. 030/6 93 70 31
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Die Pflegeversicherung und deren Folgen 
für Behinderte mit hohem Hilfebedarf
Der Durchbruch der Koalitionsparteien der Bundesregierung bezüglich der "sozialen 
Pflegeversicherung" wird von den Politkerlnnen als großer Erfolg gefeiert. Der langum­
kämpfte Kompromiß sieht nun vor, daß Menschen, die auf Pflege angewiesen sind, in 
drei Stufen - je nach Hilfebedarf - finanzielle Unterstützung aus einer 
Versicherung erhalten. Nehmen sie diese als Geldleistung in Anspruch, können sie aus 
der Versicherung bis zu 1200 DM beziehen. Wählen sie die Unterstützung durch eine 
Organisation, also die Sachleistung, erhöht sich der Betrag auf maximal 2100 DM. Der 
Höchstbetrag kann allerdings nach Aussage der Pressestelle der Bundesregierung nur 
geltend gemacht werden, wenn eine Rund-um-die-Uhr-Pflege erforderlich ist.
Das Gesetz paßt voll in den unsozialen Sparkurs der Bundesregierung hinein. 
Finanziert wird die Pflegeversicherung, entgegen allen vorherigen Beteuerungen, 
durch die Arbeitsnehmerinnen. Während 0,85 % gleich vom Bruttolohn abgezogen 
werden, soll der andere Teil der notwendigen Summe durch nicht mehr finanzierte 
Fehlzeiten im Krankheitsfalle (sog. Karenztage) oder die Streichung von Feiertagen 
aufgebracht werden. Der Widerstand gegen die Karenztage ist berechtigt und wichtig. 
Strukturelle Defizite der Pflegeversicherung bleiben jedoch bei dieser Diskussion 
unberücksichtigt. Sie sichert lediglich Personen ab, deren Pflege im wesentlichen 
durch Angehörige erbracht und nur in geringem Umfang ergänzt werden kann. Bei 
den derzeitigen Pflegekostensätzen ermöglicht der Höchstbetrag der Pflegeversicherung 
(2100 DM) zwei bis drei Stunden Fremdpflege täglich.
Dem geplanten Gesetz liegt ein völlig falsches Bild der Wirklichkeit zugrunde:
• Ein Leben in Mehrgenerationenhaushalten,
• die unendliche kostenlosen Pflegebereitschaft der Frauen
• und der Hilfe-Pflegebedürftige als kranker und unmündiger Bürger.
Das Gesetz orientiert sich nicht am tatsächlichen Bedarf der Hilfenehmerinnen. Statt 
dessen wird laut darüber nachgedacht, die Leistungen des Bundessozialhilfegesetzes 
dem niedrigen Niveau der Pflegeversicherung anzupassen. Das heißt zum einen, daß es 
für Menschen im Heim fast unmöglich wird aus dem Heim herauszukommen. Zum 
anderen sind lange bewährte Konzpte ambulanter Hilfe gefährdet.
Wir fordern deshalb, daß
• das Berliner Hilflosenpflegegeldgesetz, das behinderten Menschen in 6 Stufen ein­
kommensunabhängige Geldleistungen gewährt, uneingeschränkt erhalten bleibt,
• behinderte Menschen auch weiterhin unabhängig vom Umfang ihres Hilfebedarfs 
in ihrer eigenen Wohnung leben können,
• die Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz nicht beschnitten werden.

Presseerklärung der Ambulanten Dienste e.V., Jutta Rätter



Sozialversicherungssystem 
auf Abwicklungskurs?
Grundprobleme des Gesetzentwurfs der Koalition zur Pflegeversicherung

Dr. Detlef Eckert

PFLEGE­
SICHERUNG

Im Vergleich zu den skandinavischen 
Ländern oder auch zu Holland und Däne­
mark wurde in der BRD die sozialpoliti­
sche Fragestellung Pflege erst sehr spät - 
mit Beginn der 70er Jahre - thematisiert. 
Verschiedene Lösungswege waren ange­
dacht. Aber schon 1984 bekundete die 
Bundesregierung, welchen Weg sie unter 
keinen Umständen gehen wollte: ein 
steuerfinanziertes Pflege-Leistungsgesetz. 
Seitdem wurde von den offiziellen Sozial­
politikern nur noch eine Versicherungs­
variante weiterverfolgt und propagiert.

Keine umfassende 
Lösung der Pflege
Schon auf der ersten Seite des Gesetzent­
wurfes wird der Eindruck vermittelt: Die 
vorgeschlagene Pflegeversicherung bringt 
“eine umfassende Lösung der Pflegepro­
blematik”. Dem ist aber nicht so.
Die Leistungen der Pflegeversicherung 
sind nicht am Bedarf orientiert. Das wird 
auch explizit deutlich gemacht: “Entschä­
digungsleistungen wegen Pflegebedürftig­
keit nach § 35 BVG, aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder aus öffentlichen 
Kassen auf Grund gesetzlich geregelter 
Unfall Versorgung sind in der Regel um­
fassender als die der Höhe nach be­
schränkten Leistungen der Pflegever­
sicherung.” (S. 93) 
Diese wirklich umfassenden und nicht 
bedürftigkeitsabhängigen Pflegeleistungen 
der Unfallversicherung und der Kriegs­
opferversorgung erhalten aber nur ca. 2,1 
Prozent der auf Hilfe und Pflege angewie­
senen Menschen. Wie viele Beamte die 
noch umfassenderen Leistungen nach der 
Beihilfeverordnung und dem Bundes­
versorgungsgesetz (BVG) erhalten, weiß 
man angeblich nicht.
Obwohl also in der Bundesrepublik schon 
seit Jahren bedarfsorientierte und umfas­
sende Lösungen existieren, werden diese 
nicht für alle Bürgerinnen wirksam. 
Die beibehaltene Differenzierung nach 
den Ursachen des Hilfe- und Pflegebedarfs 
hat ungleiche Leistungen bei gleicher Si­
tuation zur Folge.
Die gegebene Chance, wirklich umfassen­
de Leistungen für alle Bürgerinnen zu er­
möglichen, wurde nicht genutzt.

Sozialhilfe bleibt für
die Pflege entscheidend
"Wer sein Leben lang gearbeitet und eine 
durchschnittliche Rente erworben hat, soll 
wegen der Lasten der Pflegebedürftigkeit 
nicht zum Sozialamt gehen müssen" - so 
der Tenor der Regierung. Ich bezweifle 
aber, daß die auf Pflege und Hilfe angewie­
senen Menschen mehrheit-lich aus der So­
zialhilfe herausfallen. Das belegt eine neue­
re Studie des Sozialamtes Oberhausen, die 
besagt, daß der Anteil der von der Sozial­
hilfe abhängigen Pflegebedürftigen von 
heute 73 nur auf 52 Prozent sinken wird. 
Dazu eine einfache Rechnung: Die Höchst­
leistung bei Heimpflege nach der Pflege­
versicherung beträgt 2100 DM im Monat, 
die durchschnittliche Eckrente ca. 1750 
DM und die Kosten für einen Heimplatz 
betragen 3600 bis 3800 DM. Bei Aufrech-

Ruft massenhaft an!

Das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung 
hat zur Pflegeversicherung 
ein Bürgertelefon zum 
Nulltarif eingerichtet: 
0130-6281.
Jede Woche, montags bis 
donnerstags, kann es in 
der Zeit von 8.00 - 20.00 
Uhr genutzt werden.
“Ruft massenhaft an!” - 
heißt die Aufforderung des 
SPONTANZUSAMMEN­
SCHLUSSES “MOBILI­
TÄT FÜR BEHINDERTE” 
und “wehrt Euch gegen 
dieses behindertenfeind­
liche Gesetz, das von der 
Koalition im Eilverfahren 
durchgesetzt werden soll.

nung dieser Zahlen wird deutlich, daß sich 
mit der Pflegeversicherung nicht sehr viel 
für Betroffene verändert.
Kommt der Hilfebedürftige tatsächlich aus 
der Sozialhilfe heraus, bleibt ihm nicht 
sehr viel mehr als ein Taschengeld.
Nicht berücksichtigt ist hierbei, daß viele 
behinderte Menschen über keine Rente in 
dieser Höhe verfugen. Die Erwerbs/Be- 
rufsunfähigkeitsrente lag z. B. 1992 in 
Thüringen bei ca. 850 DM monatlich.

Position der Heime und ihrer 
Träger wird gestärkt
Im § 3 des Gesetzentwurfes zur Pflegever­
sicherung wird betont: "Die Pflegever­
sicherung soll mit ihren Leistungen vor­
rangig die häusliche Pflege und die Pflege­
bereitschaft der Angehörigen und Nach-

Auch wenn wir den Zug 
wahrscheinlich nicht mehr 
aufhalten können, den 
Protest sollten wir fort­
setzen.”
Und dafür gibt es viele 
Möglichkeiten, seien es 
Aktionen, Anrufe oder 
auch Briefe an das:
Bundesministerium 
für Arbeit und 
Sozialordnung 
Rochusstr. 1 
53123 Bonn
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PFLEGE­
SICHERUNG
Offener 
Verfassungsbruch 

“In der Tat handelt es sich 
um einen eindeutigen 
Bruch der Koalitionsfreiheit 
(Art. 9 Abs. 3 GG), wenn 
für die 85 Prozent aller 
Beschäftigten, für die 
Karenztage bereits durch 
Tarifverträge ausgeschlos­
sen sind, per Gesetz nach­
teilige Regelungen durch­
gesetzt werden sollten. 
Angesichts der schwieri­
gen wirtschaftlichen Lage 
können erneute Arbeits­
kämpfe nicht im Interesse 
der Bundesregierung 
liegen.
Einerseits versucht die 
Koalition immer wieder, 
ihre Politik der sozialen 
Kälte mit der angeblichen 
Sicherung des Wirtschafts­
standortes Deutschland zu 
rechtfertigen. 
Andererseits wird hier ver­
kannt, daß gerade stabile 
Beziehungen zwischen 
den Tarif Partnern zu den 
entscheidenden posi­
tiven Standortfaktoren in 
Deutschland zählen... 
Zwischen den Zeilen des 
Entwurfs ist deutlich zu 
lesen, was die Koalitions­
partner eigentlich wollen: 
Sie verpflichten sich darin, 
die Einführung der Pflege­
versicherung nur in Kraft 
zu setzen, wenn eine 
volle Kostenkompensation 
erfolgt.
Damit dürfte die Scheinfor­
derung nach Karenztagen 
schnell vom Tisch sein, 
und man wird leichten 
Herzens auf die Abschaf­
fung von Feiertagen um­
schwenken."

(Quelle: aus einem Artikel 
von Konrad Weiß, 
in REGENBOGEN 
7 und 8/93, S. 11)
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barn unterstützen, damit die Pflegebedürfti­
gen möglichst lange in ihrer häuslichen 
Umgebung bleiben können." (S.ll) 
Soweit, so gut.
Geht man die folgenden Festlegungen sy­
stematisch durch, wird sichtbar, daß vor 
allem Heimpflege bzw. die Pflege durch 
Einrichtungen materiell und finanziell ge­
fördert wird. Möchte der Hilfebedürftige 
keinen Pflegedienst in Anspruch nehmen 
und organisiert sich seine Pflegekraft 
selbst, erhält er nur eine fast 50 Prozent 
geringere finanzielle Unterstützung durch 
die Pflegeversicherung. Darüber hinaus ist 
er in einem solchen Fall verpflichtet - je 
nach Pflegestufe - Pflegeeinsätze durch 
eine Einrichtung abzurufen und diese aus 
seinem Budget zu bezahlen. Bei Pflege­
stufe III wird das einmal wöchentlich für 
notwendig gehalten.
Wie unzureichend mögliche Leistungen 
der Pflegedienste (je nach Pflegestufe 25, 
50 oder 75 Pflegeeinsätze) sind, zeigt die 
Definition der Pflegestufe I: "Pflegebedürf­
tige der Pflegestufe I (erhebliche Pflegebe­
dürftigkeit) haben mindestens einmal täg­
lich Hilfebedarf bei der Körperpflege, der 
Ernährung oder der Mobilität. Zur Pflege­
stufe I gehört auch der Personenkreis, der 
zweimal täglich - z. B. am Morgen und 
am Abend - Hilfebedarf hat." Ich vernach­
lässige völlig, daß manche Monate 31 Ta­
ge haben. Aber hätte der Monat auch nur 
25 Tage, kann ich mir nicht erklären, wie 
bei dieser Leistungsbemessung eine täg­
liche, zweimalige Hilfe gesichert werden 
kann.
Mit der Pflegeversicherung wird der Ein­
fluß der Heime und ihrer Träger weiter 
ausgebaut. Fast jede Einflußnahme seitens 
der Pflegebedürftigen bzw. ihrer Organi­
sationen wird ausgeschlossen. Nur für den 
Bereich der Qualitätssicherung (§ 89) ist 
eine Zusammenarbeit vorgesehen. 
Pflegesätze werden zwischen Pflegekas­
sen, Vereinigungen der Träger der Pflege­
einrichtungen, Sozialhilfeträger und Ver­
bänden der privaten Pflegeversicherung 
verhandelt. Auch bei anderen Festlegun­
gen kommt der "mündige Bürger" im 
Gesetzentwurf nicht vor. Die Betroffenen 
sind vor allem Objekt der Befürsorgung. 
Die Pflegekassen können sogar Verträge 
mit geeigneten einzelnen Pflegekräften 
schließen, sie können sie anstellen - der 
Betroffene muß nicht gefragt werden. 
Stärken wird die Heimpflege auch, daß die 
Regelungen nach § 21, 68, 69 des BSHG 
mit Inkrafttreten der Pflegeversicherung 
abgewickelt werden. Allen behinderten 
Menschen, die nach langem Kampf auf 
der Grundlage des BSHG die Heime ver­
lassen konnten und in eigenen Wohnun­
gen ihr Leben selbstbestimmt gestalten, 
droht die erneute Einweisung.

Insgesamt werden mit den Festlegungen 
zur Pflegeversicherung bestehende Pfle­
gestrukturen und aussondernde Heim­
pflege gefördert. Das ist auch dann so, 
wenn zugleich die Möglichkeiten für eine 
Reihe von in den Familien gepflegten 
Menschen zugenommen haben und sie 
jetzt geringfügige, finanzielle und materi­
elle Hilfen erhalten.

Wem nutzt diese 
Pflegeversicherung?
Einige Nutznießer in Gestalt der Spitzen­
verbände der Freien Wohlfahrt sind 
benannt. Selbsthilfegruppen, die bislang 
Pflegedienst übernahmen, werden zu­
künftig kaum als Leistungsträger zuge­
lassen, so daß diese sicherlich keine Vor­
teile haben werden.
Einen bedeutenden Nutzen aus den Fest­
legungen zur Pflegeversicherung zieht der 
"Sozialstaat". Wesentliche Einsparungen 
sind in der Sozialhilfe auszumachen. 
Desweiteren übernimmt die Pflegever­
sicherung 50 Prozent der Kosten des me­
dizinischen Dienstes der Krankenkassen, 
womit indirekt Beitragseinsparungen ins­
besondere bei den Arbeitgebern bewirkt 
werden. Weitere bedeutende Vorteile ha­
ben die Arbeitgeber. Durch die Einfüh­
rung von Karenztagen wird bei ihnen 
eine Einsparung von ca. 13,5 Mrd. DM 
erzielt (S. 86). Gleichzeitig wird die Bei­
tragsbelastung der Arbeitgeber aus der 
Pflegeversicherung mit ca. 12,1 Mrd. DM 
beziffert (S. 5). Unterm Strich ergibt sich 
allein aus diesen Angaben eine Unterneh­
menssubventionierung durch die Gemein­
schaft der Versicherten.
Noch wesentlicher ist allerdings die damit 
verbundene prinzipielle Neuorientierung. 
Der Gesetzentwurf durchbricht die seit 
über 100 Jahren geltenden traditionellen 
Prinzipien einer Sozialversicherung. 
Nur die Arbeitnehmer - davon sind noch 
die besonders gut verdienenden ausge­
nommen - finanzieren mit ihren Beiträ­
gen die "Soziale Pflegeversicherung"! 
Wird dieses Modell tatsächlich etabliert, 
ist eine wichtige Bresche zur Abwicklung 
des gesamten Sozialversicherungssystems 
in der Bundesrepublik geschlagen worden. 
Dann wird es nur eine Frage der Zeit sein, 
bis auch die Kranken- sowie Arbeitslosen­
versicherung nur durch die Beiträge der 
Arbeitnehmer gespeist werden. Erste 
Schritte zur Kürzung der Leistungen in 
diesen Versicherungssystemen sind bereits 
eingeleitet.
Noch kann dieser Entwicklung begegnet 
werden. Deshalb ist der Protest gegen das 
Pflegeversicherungsvorhaben der Koaliti­
on zugleich Kampf für den Erhalt des ge­
genwärtigen Sozialstaates.



Unentgeltliche Beförderung 
von Behinderten
Ulrich Wutzke

Immer wieder erreichen uns 
Briefe unserer Leser, in denen 
Fragen zu Einzelheiten der 
unentgeltlichen Beförderung 
von Behinderten gestellt wer­
den. Wir nehmen das zum An­
laß, die gültigen Regelungen 
kurz zusammenzufassen. 
Schwerbehinderte, die in ihrer 
Bewegungsfähigkeit im Straßen­
verkehr erheblich beeinträchtigt 
oder hilflos sind, sowie Blinde 
und Gehörlose haben Anspruch 
auf unentgeltliche Beförderung 
im öffentlichen Personennah­
verkehr. Ihr Schwerbehinder­
tenausweis hat einen orange­
farbenen Flächenaufdruck und 
trägt (außer bei Gehörlosen) das 
Merkzeichen “G” (gehbehin­
dert), “aG” (außergewöhnlich 
gehbehindert), “H” (hilflos) 
oder”Bl” (blind).

Beiblatt beschaffen

Voraussetzung für die Freifahrt 
ist, daß man beim zuständigen 
Landesversorgungsamt ein mit 
einer Wertmarke versehenes 
Beiblatt erwirbt. Behinderte mit 
den Merkzeichen “H” und “BI” 
erhalten diese Wertmarke ko­
stenlos. Behinderte mit den 
Merkzeichen “G” und “aG” zah­
len, sofern nicht weitere Voraus­
setzungen (z.B. Kriegbeschädi­
gung, Arbeitslosigkeit, Bezug 
von Sozialhilfe) hinzukommen, 
für dieses Beiblatt seit dem 
1.1993 bundeseinheitlich 
120 DM.
Freifahrtberechtigte können 
auch Handgepäck, Rollstühle, 
orthopädische Hilfsmittel oder 
einen Führhund unentgeltlich 
mitnehmen.

Öffentlicher 
Personennahverkehr

Unter öffentlichem Personen­
nahverkehr (ÖPNV) ist zu ver­
stehen:

1. Straßenbahnen, Obusse und 
U-Bahnen;
2. Busse im Linienverkehr auf 
Linien, bei denen die Mehrzahl 
der Beförderungen eine Strecke 
von 50 km nicht übersteigt;
3. S-Bahnen (2. Wagenklasse);
4. Eisenbahn (2. Wagenklasse), 
wenn sie in einen Verkehrsver- 
bund einbezogen ist und mit 
Verbundfahrscheinen benutzt 
werden kann;
5. Eisenbahn (2. Wagenklasse) 
in Nahverkehrs-, Eil- und D- 
Zügen im Umkreis von 50 km 
um den Wohnsitz oder gewöhn­
lichen Aufenthaltsort (dazu ge­
ben die Versorgungsämter spe­
zielle Streckenverzeichnisse 
aus);
6. Sonstige Eisenbahnen (2. 
Wagenklasse) auf Strecken, bei 
denen die Mehrzahl der Beför­
derungen eine Strecke von 50 
km nicht überschreiten.
7. Schiffe im Linien-, Fähr- und 
Übersetzverkehr im Orts- und 
N achbarschaftsbereich.

Begleiter fährt 
und fliegt kostenlos

Ist die Notwendigkeit ständiger 
Begleitung festgestellt und 
durch das Merkmal “B” im 
Behindertenausweis nachgewie­
sen, fährt die Begleitperson im­
mer (also auch über den Nah­
verkehrsbereich hinaus) kosten­
los, selbst dann, wenn der Be­
hinderte keine Wertmarke zur 
eigenen unentgeltlichen Beför­
derung erworben hat. Anspruch 
auf kostenlose Beförderung der 
Begleitperson besteht somit im 
gesamten Streckennetz der 
Deutschen Bundesbahn/Reichs- 
bahn. Darüber hinaus befördern 
die Fluglinien Begleitpersonen 
von Schwerbehinderten im 
innerdeutschen Flugverkehr un­
entgeltlich. Ob der Behinderte 
von diesen Möglichkeiten Ge­
brauch macht oder ohne Beglei-

• AFG-Änderungen

• Pflege durch 
Arbeitslose

• "H" für Gehörlose

tung öffentliche Verkehrsmittel 
benutzt, ist allein seiner Verant­
wortung überlassen. Sollte aber 
ein Unfall eintreten, so kann un­
ter Umständen bei einem Behin­
derten, der ohne Begleitperson 
öffentliche Verkehrsmittel be­
nutzt, obwohl er auf ständige 
Begleitung angewiesen ist, ein 
erhöhtes Mitverschulden gege­
ben sein. Allerdings kommt es 
darauf an, inwieweit die Behin­
derung für den Unfall mitver­
antwortlich ist und ob eine Be­
gleitperson ihn hätte verhindern 
können.
Die Deutsche Bundesbahn/ 
Reichsbahn hat einen ausführli­
chen kostenlosen “Reiseführer 
für unsere behinderten Fahrgä­
ste” herausgegeben, der bei al­
len Fahrkartenausgaben und 
DER-Reisebüros erhältlich ist. 
Wichtige Hinweise zum Flug­
verkehr gibt die Broschüre 
“Reisetips für behinderte Flug­
gäste”, die bei der Lufthansa 
erhältlich ist.

Behindertenaus­
weise umtauschen

Laut Einigungsvertrag bleiben 
die Schwerbeschädigten-Aus- 
weise der ehemaligen DDR - 
soweit sie unbefristet ausgestellt 
wurden - noch bis zum 31. De­
zember 1993 gültig.
Wer also die als Nachteilsaus­
gleich gedachten unentgeltli­
chen Beförderungsleistungen in 
Anspruch nehmen möchte und 
derzeit noch in Besitz des alten 
Schwerbeschädigten-Ausweises 
ist, sollte sich umgehend um 
einen neuen bemühen.
Die Versorgungsämter empfeh­
len allen Betroffenen, ihre An­
träge noch bis zum September 
diesen Jahres zu stellen, wenn 
sie sicher gehen wollen, daß sie 
gleich mit Beginn des Jahres 
1994 über ihren neuen Ausweis 
verfügen können.
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Arbeitsförderungsgesetz
Zum 1.Januar1993 sind Änderungen im 
Arbeitsförderungsgesetz in Kraft getreten

Vermittlungshilfen 
entfallen

Kurse zur Verbesserung der Ver­
mittlungsaussichten (bis zu 
zwölf Wochen Förderungsdauer) 
entfallen. Bisher stellten sie eine 
wertvolle Vermittlungshilfe, be­
sonders für arbeitslose Schwer­
behinderte, dar. Künftig sollen 
solche Kurse durch eine zwei­
wöchige Maßnahme der Arbeits­
beratung ersetzt werden.

Berufliche Bildung 
eingeschränkt

Durch Haushaltsvorgaben der 
Bundesregierung wird die För­
derung eingeschränkt und die 
Zahl der Fortbildungen und Um­
schulungen um voraussichtlich 
50 000 reduziert. Davon werden 
auch Schwerbehinderte betroffen 
sein.

Einarbeitungszu­
schüsse reduziert

Die Förderungsmöglichkeiten 
beim Einarbeitungszuschuß wer-

Wenn ein Arbeitsloser 
Kranke pflegt

Wenn ein Ehepartner sein Ar­
beitsverhältnis aufgibt, um den 
schwerkranken oder behinderten 
Partner zu pflegen, so entsteht 
oft die Frage, wie es dann mit 
dem Anspruch auf Arbeitslosen­
geld steht.
Grundsätzlich ist die Pflege ei­
nes Angehörigen ein “wichtiger 
Grund” im Sinne des Arbeits­
förderungsgesetzes für die Auf­
gabe eines Arbeitsverhältnisses. 
Häufig besteht aber trotzdem 
kein Anspruch auf Arbeitslosen­
geld, weil ein Arbeitsloser dem 
Arbeitsamt “zur Verfügung ste­
hen” muß und durch nichts ge-
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den eingeschränkt. Die Ein­
arbeitungszeit ist nunmehr auf 
höchstens sechs Monate (bisher 
zwölf Monate) begrenzt, und die 
Höhe des Zuschusses darf 30% 
(früher 50%) des tariflichen 
oder ortsüblichen Entgelts nicht 
übersteigen. Dadurch wird die 
Einarbeitungszeit für Arbeitge­
ber weniger attraktiv.

Berufliche Rehabilita­
tion eingeschränkt

Leistungen zur beruflichen Reha­
bilitation werden zukünftig nur 
noch dann gewährt, wenn sie we­
gen “Art und Schwere der Behin­
derung” erforderlich und nicht 
durch andere Leistungen des 
AFG abgedeckt sind.
Da das allgemeine Förderungs­
recht grundsätzlich Vorrang hat, 
wird sich die Förderung von 
Reha-Maßnahmen vor allem auf 
Berufsförderungswerke (BFW), 
Berufsbildungswerke (BBW) 
und vergleichbare Einrichtungen 
beschränken.
Wenn man an Maßnahmen au­
ßerhalb der genannten Einrich­
tungen teilnimmt, wird ein Über­

hindert sein darf, jederzeit eine 
angebotene zumutbare Beschäf­
tigung aufzunehmen.
Wenn der Arbeitslose das letzte 
Arbeitsverhältnis allerdings auf­
gegeben hat, weil die Pflege we­
gen einer ungünstigen Arbeits­
zeit (z.B. Schichtarbeit) nicht 
möglich war, er jedoch andere 
Beschäftigungen zu üblichen 
Arbeitszeiten (mindestens 18 
Stunden pro Woche) ausüben 
kann, so steht ihm Arbeitslosen­
geld zu.
Diese Bedingung kann aber der­
jenige nicht erfüllen, der wegen 
der intensiven Pflege des Part­
ners oder eines anderen Ange­
hörigen gar kein Arbeitsver­
hältnis mehr eingehen kann. 
Wenn die frühere Arbeit aufge- 

gangsgeld in Höhe von 73 bzw. 
65 Prozent des bisherigen 
Nettogehalts gezahlt (früher 80 
bzw. 70 Prozent).

Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen gekürzt

Von den Arbeitsämtern werden 
Zuschüsse zum Arbeitsentgelt 
dann gezahlt, wenn die Arbeits­
zeit auf 80 Prozent der betriebs­
üblichen Vollarbeitszeit be­
grenzt oder ein Arbeitsentgelt 
bis zu 90 Prozent der vergleich­
baren Arbeitsentgelte vereinbart 
wurde.

Anspruch auf Merk­
zeichen
“H” für Gehörlose

Aus der Rechtsprechung... 
(Urteil des Bundessozial­
gerichts, AZ 9/9a RVs 1/91 
u.a.)
Nach einer Entscheidung des 
Bundessozialgerichts (BSG) 
können Gehörlose zumindest 
bis zum Abschluß ihrer Be­
rufsausbildung die Eintra­
gung des Merkzeichens “H” 
(Hilflosigkeit) in ihrem Be­
hindertenausweis beantragen 
und dadurch diverse öffent­
liche Leistungen beanspru­
chen. Damit wurde die Aber­
kennung dieses Merkzeichens 
schon nach der Schulausbil­
dung höchstrichterlich für 
ungerechtfertigt erklärt. Die 
Entscheidung gilt für alle, 
die von Geburt an oder seit 
frühester Kindheit gehörlos 
sind. Ob die Betroffenen 
auch im Berufsleben An­
spruch auf das Merkzeichen 
haben lies das BSG offen.

o

geben wurde, weil keine Be­
treuungsperson vorhanden war, 
der Arbeitslose aber nachwei­
sen kann, daß er nunmehr je­
manden hat, der im Falle einer 
Arbeitsaufnahme die Pflege 
übernimmt, so steht ihm von 
diesem Zeitpunkt an Arbeits­
losengeld zu.



Notwehr gegen 
die neue Euthanasie

Vor dem Hintergrund des 60. 
Jahrestages der Verabschiedung 
des Gesetzes zur Verhütung erb­
kranken Nachwuchses machen 
wir auf ein Buch aufmerksam, 
das im Mai dieses Jahr im PA- 
RANUS-Verlag der Brücke Neu­
münster erschien. Unter dem Ti­
tel "Notwehr gegen die neue Eu­
thanasie" gaben Franz Christoph 
und Horst Illiger unter anderem 
vier Beiträge heraus, die sich 
theoretisch mit Utilitarismus und 
den neuen "Tötungsethikern" 
auseinandersetzen. Ein weiterer 
Schwerpunkt des Bandes ist das 
Thema "Euthanasie heute". 
Neun unterschiedliche Beiträge 
verdeutlichen Positionen zu 
Teilbereichen tatsächlich statt­
findender Euthanasie, zur Ent­

wicklung in der Schweiz, den 
Niederlanden und Österreich so­
wie zur früheren eugenischen 
Indikation. Dieses Thema erfuhr 
nach dem Urteil des Bundes­
verfassungsgericht zum § 218 
eine bedrückende Aktualität. 
Vor dem Hintergrund einer ver­
gessenen Realiät berichten vier 
im Nationalsozialismus zwangs­
sterilisierte Menschen über ihre 
heutigen Erfahrungen, ihre Ge­
schichte und ihr Empfinden vor 
dem Hintergrund der neuen Be­
drohung durch Euthanasie. Auf 
den 300 Seiten der Paperback­
ausgabe sind namenhafte Auto­
ren vertreten:
Till Bastian: Vom "Lebens- 
Wert" oder: Droht uns die Welt- 
Triage?,

Karl-Ludwig Rost: Zur gegen­
wärtigen Diskussion der "Eu­
thanasie",
Udo Sierck: Das "Liegenlas­
sen" behinderter Neugeborener, 
Carolin Boßmeyer: Eugeni­
sche Indikation - nur ein Teil­
aspekt,
Klara Nowak: Erbgesund- 
heitsgeschichte.
Wir hoffen, daß dieses Buch 
allen eine kleine Hilfe und 
Untertstützung ist, die sich ak­
tiv gegen die neue Bedrohung 
menschlichen Lebens durch 
Euthanasie stellen. Die Publika­
tion ist erhältlich im Buchhan­
del oder zu beziehen über den 
Deutschen Paritätischen Wohl­
fahrtsverband, Landesverband 
Schlewig-Holstein e.V., 
Notwehr gegen die 
neue Euthanasie 
Herausgeber Horst Illiger 
und Franz Christoph 
PARANUS-Verlag der 
Brücke Neumünster e.V.
ISBN 3-926200-11-1
300 Seiten, 24,50 DM
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Kapituliert der Sozialstaat 
vor der Finanzpolitik?
Zu zwei Sonderausgaben der "Selbsthilfe"

"Sozialpolitik - 
soziale Politik"

unter diesem Titel gibt die Bun­
desarbeitsgemeinschaft Hilfe für 
Behinderte e. V. (BAGH) ein 
Spezialheft ihrer Zeitschrift 
"Selbsthilfe" heraus. Es ist ins­
besondere an behinderte Men­
schen und ihre Helfer in Gesell­
schaft und Politik gerichtet. In­
haltlicher Schwerpunkt der Son­
derausgabe ist die Frage nach 
einer Neugestaltung der Interes­
senpolitik für Behinderte und 
chronisch kranke Mitbürger, die 
durch den sozialpolitischen 
Wandel in Deutschland erforder­
lich wird. Namenhafte Vertreter 
von CDU, SPD und FDP bezie­

hen ausführlich Stellung zur 
derzeitigen Sozialpolitik. Weite­
re Themen, mit denen sich Ex­
perten kritisch auseinanderset­
zen, sind:
• Anforderungen an die 

Wohlfahrtsverbände,
• Kooperation zwischen den 

großen Behindertenorganisa­
tionen,

• die künftige Rolle des Behin­
dertenbeauftragten .

Behinderte 
Menschen in Europa

In einer weiteren Sonderausgabe 
der Zeitschrift "Selbsthilfe" 
werden Antworten gesucht auf 
soziale Fragen, die sich durch 
den gemeinsamen Binnenmarkt 

ergeben. "Die anstehenden Ver­
änderungen in Europa müssen 
wir mitgestalten, sonst bleiben 
wir diejenigen, die betreut, ver­
waltet und fremdbestimmt wer­
den", warnt Professor Ingolf 
Österwitz, Vorstandsmitglied 
der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Hilfe für Behinderte e. V. in der 
Selbsthilfesonderausgabe "Be­
hinderte Menschen in Europa". 
Lösen sich mit den Binnengren­
zen auch die sozialen Grenzen 
auf? Welche Chancen bietet der 
gemeinsame Arbeitsmarkt? Wie 
sieht die Situation behinderter 
Frauen aus?
Kann der Diskriminierung Be­
hinderter auf EG-Ebene gesetz­
lich entgegengewirkt werden? 
Selbsthilfe Sonderheft 
Behinderte Menschen 
in Europa
112 Seiten, 6 DM, 
Selbsthilfe Sonderheft 
Sozialpolitik - soziale Politik 
Herausgegeben von der 
Bundesarbeitsgemeinschaft 
Hilfe für Behinderte e.V. 
vfm Verlag für Medizin, 
Heidelberg, 10 DM
Ratgeber Literatur STÜTZE 9/93 11



R
A

TG
EB

ER
 LI

TE
R

AT
UR

Unbeschreiblich weiblich

Wo stehen behinderte Frauen 
heute, nachdem sie weder femi­
nistischen Fraktionen noch der 
Behindertenbewegung zugerech­
net werden wollen? 
Gesellschaftliche Änderungen 
der letzten Jahre verarbeiten die 
Herausgeberinnen in ihrem Buch 
"Unbeschreiblich weiblich". Das 
Spektrum der Beiträge reicht von

Computer-Didaktik in 
der Sonderpädagogik

"Da die Informatik alle Lebens­
bereiche mehr oder weniger 
stark durchdringt, entsteht die 
Notwendigkeit und damit die Le­
gitimation, Informatik auch im 
Bereich der Sonderschulen im 
Unterricht einzuführen. Damit 
wiederum ergibt sich die Not­
wendigkeit, das Fach bzw. die 
Aktivität "Informatik", durch­
geführt mit und am Computer, 
didaktisch zu durchleuchten. 
Welche Probleme dabei entste­
hen und wie sie von Praktikern 
bzw. innerhalb von Forschungs­
projekten gelöst worden sind 
und welche Perspektiven sich für 
die Zukunft abzeichnen, darüber 
wird in diesem Buch ausführlich 
berichtet", heißt es im Klappen­
text des von Riccardo Bon­
franchi geschriebenen Buches 
"ComputerDidaktik in der Son­
derpädagogik". Der Autor, Dr. 
päd., Sonderschullehrer und Di­
plom-Pädagoge, wendet sich auf 
190 Seiten folgenden Themen in 
der Sonderpädagogik zu:
• Rahmenbedingungen und

Ziele des Informatikunterrichts,
• Inhalte und Methoden des

Informatikunterrichts,
• Medien des Informatikunter­

richts.
Im zweiten Teil des Buches un­
tersucht Bonfranchi, wie der 
Computer bei verschiedenen Be­
hinderungsarten eingesetzt wer­
den kann:
1 2 Ratgeber Literatur STÜTZE 9/ 93 

Interviews mit Betroffenen über 
Literaturanalysen bis zu politi­
schen Forderungen, die allesamt 
Möglichkeiten der Autonomie 
einklagen.
Ulrike Lux, Jutta Riitter, Elke 
Schön, Ulrike Schildmann, Mo­
nika Kassner sind einige Au­
torinnen dieses Bandes, die über 
ihre Erfahrungen in der Behin­

• bei geistig behinerten Men­
schen,

• bei Hörbehinderten und
Gehörlosen,

• bei Körper-, Lern- und 
Sprachbehinderten.

In einer angefügten Bibliogra­
phie erhalten die Leser wertvol­
le Informationen und Anregun­
gen zur weiteren Lektüre.

Computer-Didaktik der 
Sonderpädagogik
Riccardo Bonfranchi 
Schweizerischen Zentralstelle 
für Heilpädagogik
ISBN 3-908264-51-0
192 Seiten

Info-Broschüre

Bei der Suche eines Amtes, ei­
ner Auskunft oder einer Bera­
tung setzt meist das Rätselraten 
ein! Es kostet Zeit und nicht sel­
ten Geld, bis man fündig wird. 
Die Broschüre "Beratungs­
dienste in den neuen Ländern" 
verspricht Abhilfe. Auf 290 Sei­
ten sind wichtige Adressen und 
Telefonnummern aufgelistet. 
Ergänzend dazu gibt es den 
"Ratgeber für Bürger in den neu­
en Ländern", der über Chancen, 
Möglichkeiten und Rechte in 
zahlreichen Lebensbereichen in­
formiert.
Die Themen reichen von Ar­
beitsleben und Ausbildung über 
Gesundheit, Rechtschutz und 
Rente c/o bis zu Vermögen und 
Wehrdienst. 

dertenbewegung schreiben.
Unbeschreiblich weiblich - 
Frauen unterwegs zu einem 
selbstbewußten Leben mit 
Behinderung 
Herausgegeben von Gerlinde 
Barwig und Christiane Busch 
AG SPAK Bücher, München 
ISBN 3-923126-83-2 
200 Seiten, ca. 32 DM

Beratungsdienste in den 
neuen Ländern
Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung, Bonn 
Postfach, 290 Seiten

o
Behinderte werden 
diskriminiert

“Diskriminierung Behinderter: 
Erfahrungen, Analysen, Gegen­
strategien” lautet der Titel eines 
Buches, das im August 1993 
erscheint. Auf ca. 190 Seiten 
dokumentieren Ottmar Miles- 
Paul und Matthias Windisch 
eine Kasseler Veranstal­
tungsreihe zur Gleichstellung 
Behinderter und veröffentlichen 
Beiträge behinderter Autor­
innen zu den Themen:
• Diskriminierung behinderter 

Frauen,
• Arbeit und Bildung für behin­

derte Menschen,
• Gleichstellungsgesetz für Be­

hinderte.
Die Dokumentation einer Podi­
umsdiskussion anläßlich des 
1. Europaweiten Protesttages 
für die Gleichstellung Behin­
derter gibt zudem einen Ein­
blick in die Argumentation von 
Politikern.
Diskriminierung Behinderter 
Herausgeber Ottmar Miles- 
Paul und Matthias Windisch, 
Gesamthochschule Kassel 
Fachbereich Sozialwesen 
c/o Frau Steigerwald 
190 Seiten, 10 DM zzgl. 3 DM 
Versandkosten



Hören mit anderen Ohren, 
schauen mit anderen Augen...
EUR'ABLE - Erste europäische Konferenz von Menschen mit Behinderungen 
in Maastricht

Andrea Schatz

Es waren einmal ein Bär, ein Tiger und 
ein Flamingo. Die waren unzertrennlich. 
Eines Tages begegneten sie einem weißen 
Hai. “Wer seid ihr?”, fragte er. “Wir sind 
Brüder”, antworteten die Tiere. Das ver­
wirrte den Hai: “Ganz unmöglich, ihr 
seid doch so verschieden.”
“Ja,” brummte selbstbewußt der Bär, 
“ich bin stark!”
“Ich bin schnell!”, fauchte stolz der Tiger. 
“Und ich bin schön!”, krächzte würdevoll 
der Flamingo.
“Ja, aber...?”
“Wir wollen Brüder sein. Wir verbünden 
uns. So erreichen wir auch etwas.” 
Mit diesem Gleichnis umrahmten die 
behinderten Künstler der Theatergruppe 
“Diagonaal” die Eröffnungsansprachen 
der Konferenz und gestalteten mit Musik, 
Videos und Tanz die Hauptthemen der 
drei Tage:
• Wie organisiert man sich?
• Was wollen wir?
• Wie erreichen wir, was wir wollen?

Selbstvertretung erlernen

Um voneinander zu lernen, Kontakte zu 
knüpfen und über gemeinsame Strategien 
gegen Diskriminierung und Gewalt zu 
beraten, waren 450 Menschen aus 41 
Ländern an den europäischen Knoten­
punkt nach Maastricht gereist. Ich hatte 
noch nie zuvor das Glück, so vielen Men­
schen mit den unterschiedlichsten Beein­
trächtigungen zu begegnen, die kompe­
tent und selbstbewußt die nicht häufig ge­
botene Gelegenheit nutzten, über die Ver­
letzung ihrer Menschenrechte zu spre­
chen und dem eigene Normen, Ziele und 
Forderungen entgegenzusetzen. Aus­
schließlich Behinderte hielten die Refera­
te und Diskussionsbeiträge und leiteten 
die Arbeitsgruppen.
Niemand sprach von Integration, sondern 
von Selbstverwirklichung und Emanzipa­
tion, von Selbstvertretung und Eigen­
ständigkeit. Das war das Besondere an 
EUR'ABLE, die damit nicht nur eine 
Konferenz war, sondern die Verwirkli­
chung dieses neuen Gefühls der Ermäch­
tigung. Denn nach wie vor haben Men­
schen mit Beeinträchtigungen bei fast al­

len wichtigen Tagungen, auf denen über 
ihr Leben geredet und entschieden wird, 
nur eine Alibifunktion. Aber Selbstver­
tretung muß erlernt und dann immer wie­
der von uns erkämpft werden.
Als wichtigste Strategie benannte Kalle 
Könkkölä deshalb unser ständiges An- 
wesend-Sein. Be-Hinderung muß sichtbar 
sein. Nur durch unsere ständige Präsenz 
haben wir eine Chance, das Bewußtsein 
für unsere Lebenssituation in der Öffent­
lichkeit zu schärfen und damit Politiker 
zu beeinflussen und unter Druck zu 
setzen. “Sowohl kommunale Gremien als 
auch internationale Organisationen wei­
gern sich anzuerkennen, daß wir uns 
selbst vertreten können. Die UNO ist da 
nur die Spitze des Eisberges. Aber wir 
sind die größte und ungenutzte Ressource 
weltweit! Wenn wir überzeugt sind, daß 
wir in unserer Arbeit gut und leistungsfä­
hig sind, so werden es auch die anderen 
bald glauben. Wir müssen uns erst selbst 
verändern und dann die anderen!”

SELBSTBESTIMMT 
LEBEN

Be-Merkens-Wertes

Was uns fehlt, ist Stolz! 
Solange wir unsere 
Behinderung als Tragödie 
begreifen, 
wird man uns bemitleiden. 
Solange wir uns 
passiv verhalten, 
wird man uns steuern.
Solange wir uns unserer 
Behinderung schämen, 
wird man uns als lebens­
unwert bezeichnen.

Adolf Ratzka

Mit Sonderprogrammen 
werden uns die Straßen 
zur Hölle urbar gemacht!

Rachel Hurst

Indem wir die Sklaven 
befreien, 
befreien wir auch die, 
die schon frei sind.

Rachel Hurst 
(frei nach A. Lincoln)

Die meisten Nicht­
behinderten erwarten 
von Behinderten nichts, 
deshalb ist es einfach, 
sie zu beeindrucken.

Holger Kallehauge

Barrieren sind verankert, 
in der Art zu denken. 
In einer Zeit, in der die 
Menschen zum Mond 
fliegen, 
ist es nicht hinzunehmen, 
daß Projekte durchgeführt 
werden, 
die Behinderte ausschlie­
ßen.

Ottmar Miles-Paul

Selbstwertgefühl entwickeln

Holger Kallehauge betonte, wie wichtig 
im Zeitalter verschärfter gesellschaftli­
cher Verteilungskämpfe die Solidarität 
sei, die aber nur aus Gefühlen der Sympa-
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Kongreßteilnehmer aus 
England verschnaufen 
zwischen "Sozialversiche­
rungssysteme in Europa" 
und "Definitionen von 
Strategien" - den Themen 
zweier Arbeitsgruppen.

SELBSTBESTIMMT 
LEBEN

thie, Anerkennung und Verbundenheit 
erwachse. "Wenn Behinderte sich aber 
nicht selbst achten und dieses positive 
Selbstbild nicht nach außen vermitteln, 
wird es keine Solidarität geben." 
Viele Teilenhmer verwiesen auf die dis­
kriminierende politische Praxis ihrer Re­
gierungen, speziell Wohlfahrtsverbände 
finanziell zu begünstigen, die wiederum 
über perfekte Instrumentarien der Aus­

Judy Heumann und
Adolf Ratzka
- zwei Wegbereiter der 
Selbstbesti m mt-Leben 
Bewegung

4 A DIE STÜTZE 
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sonderung verfügen und häufig verbrei­
ten, wie schrecklich Behinderung sei. 
Ekaterina Kim schilderte, wie fast alle 
Initiativen von Bürokraten untergraben 
werden und wie unglaublich schwer es ist, 
das von Fürsorge und Mitleid gezeichnete 
Bild von Behinderung dahingehend zu 
prägen, Unterschiede als Bereicherung zu 
werten. Niemand kann alles. Jeder hat 
starke und schwache Seiten. Zugegeben, 

eine Beeinträchtigung kann lästig sein, 
aber die wahren Probleme bereitet doch 
die Umgebung, die uns in unseren Mög­
lichkeiten einschränkt, uns mit anderen 
Augen ansieht und uns ein Etikett auf­
klebt.
Deshalb forderten alle Kongreßteilneh­
mer, das individuelle, medizinisch orien­
tierte Modell von Behinderung durch eine 
Politik der Menschenrechte zu ersetzen.

Bürgerrechte durchsetzen
Judy Heumann sprach über die prakti­
schen Erfahrungen mit dem Anti-Dis­
kriminierungs-Gesetz. Die Ideologie der 
S elbstbestimmt-Leben-B ewegung i st 
inzwischen in Amerika politisch akzep­
tiert. Aber Judy betonte immer wieder, 
welch unendlicher Prozeß es sei, das 
ADA anzuwenden, um aus der Ideologie 
Realität werden zu lassen.
Das Referat von Theresia Degener ließ 
mir kaum Zeit zum Mitschreiben. An so 
vielen Beispielen machte sie die diskri­
minierenden Auswirkungen einer Politik 
deutlich, die uns nur als zu verwaltende, 
Kosten verursachende Gegenstände be­
handelt und nicht als Mitbürger achtet. 
Obwohl unsere Menschenwürde täglich 
verletzt wird, gibt es kaum eine nationale 
Gesetzgebung und keine internationalen 
Konventionen, die Behinderte umfassend 
berücksichtigt.
Das betrifft auch andere benachteiligte 
Gruppen, zum Beispiel Frauen oder 
Homosexuelle. In einem Podiumsge­
spräch verständigten wir uns über Ge­
meinsamkeiten - wie Herabsetzung, Be­
nachteiligung, Ungleichbehandlung - 
und Unterschiede, resultierend aus dem 
jeweiligen Anders-Sein. Grundsätzlich 
haben wir natürlich die gleichen Ziele, 



aber in wichtigen Lebensbereichen doch 
unterschiedliche Interessen. Nur auf der 
Basis gründlicher inhaltliche Klärung 
sowohl übergreifender als auch spezieller 
Belange könnten wir eine pluralistische 
Plattform für gemeinsame, gezielte Aktio­
nen schaffen.

Überregional 
Zusammenarbeiten

Das gilt natürlich auch für die europä­
ische Zusammenarbeit, die sich alle 
wünschten.
Aber das ist einfacher gesagt, als getan. 
Jeder hat zwangsläufig seine Probleme im 
Blick, jeder ist stolz auf sein Erreichtes. 
Da fällt es schwer, sich gemeinsam zu 
organisieren. Außerdem differiert der 
Lebensstandard sowohl zwischen West

und Ost als auch von Nord nach Süd be­
trächtlich. Und bei der Durchsetzung der 
Bürgerrechte von Menschen mit Beein­
trächtigungen haben die einzelnen Län­
der ganz unterschiedliche Erfahrungen: 
In Frankreich wurde ein Anti-Diskrimi­
nierungs-Gesetz erkämpft.
In Belgien und der Schweiz gibt es unab­
hängig von Art und Ursache der Behin­
derung das System der “Leibrenten”, die 
- zwar nur auf niedrigstem Niveau - aber 
eine gewisse soziale Sicherheit bieten. 
Die italienische Regierung stellt Gelder 
aus dem Steueraufkommen für die “Au­
tonomie” Behinderter zur Verfügung. Al­
lerdings unterscheidet sie nach Ursache 
der Behinderung, d.h. die Kriegsversehr­
ten bekommen am meisten, die Unfall­
opfer etwas weniger, und der geringste 
Betrag ist für Geburtsbehinderte vorge­
sehen. (Dieses sogenannte Kausalitäts­
prinzip ist uns ja aus Deutschland bestens 
bekannt.)
In Schweden und Dänemark haben Men­
schen mit Beeinträchtigungen das gleiche 

Recht auf eine Grundsicherung und dar­
über hinaus auf ein persönliches Budget 
für Assistenzleistungen. Die Niederländer 
praktizieren das Fokus-Wohnen, das 
Menschen auch mit schwersten Schädi­
gungen ermöglicht, in eigenen Wohnun­
gen zu leben und ihre erforderlichen Hil­
fen über eine Service-Zentrale jederzeit 
abrufen zu können.
In anderen Ländern, wie z.B. in Irland 
begannen Behinderte erst vor drei Jah­
ren, ihre Interessen selbst zu vertreten. 
Und aus einigen osteuropäischen Län­
dern kam ein einziger Hilfeschrei. Für sie 
ist ein eigenständiges Leben Behinderter 
Zukunftsmusik, und viele Diskussionen 
der Konferenz schienen aus ihrer Sicht 
zu “philosophisch”.
“Früher lebten wir in Sicherheit ohne 
Freiheit, heute in Freiheit ohne Sicher­
heit”, faßte ein Ungar die Situation zu­
sammen.
Eine bulgarische Teilnehmerin machte 
deutlich, daß es in ihrem Land um ein 
physisches Überleben geht.
Noch schlimmer als Hungern empfanden 
zwei Rumäninnen den mangelnden Zu­
gang zu Informationen. Menschen mit 
Beeinträchtigungen sind in ihrem Land 
vom Leben abgeschnitten. Es gibt kaum 
Hilfsmittel und keinerlei zugängliche Be­
förderungsmöglichkeiten. Praktisch kein 
Mobilitätsbehinderter hat die Chance, 
seine vier Wände zu verlassen.
Es wurde daher allen unbehaglich, als ein 
polnischer Vertreter (eines Ministeriums) 
unter dem Zauberwort: “Renaissance der 
Familie” schilderte, wie aus dieser Situa­
tion das Beste zu machen sei - indem 
man sich in seinem Land künftig ver­
stärkt auf die traditionellen Werte der 
Familie berufen und ihr die wesentliche 
Verantwortung übertragen wolle.
Jan Votava, der sich seit einigen Jahren 
um Kontakt zu verschiedensten Organi­
sationen bemüht, rief zur Schaffung von 
Netzwerken auf. Er habe oft nur Adres­
sen von Ministerien, Ämtern und ande­
ren staatliche Stellen, so daß die Informa­
tionen häufig nicht die Betroffenen errei­
chen.

Tulpen im Reisegepäck

Damit die neuen Verbindungen zwischen 
allen EUR'ABLE-Teilnehmern erblühen 
mögen, überreichten uns die niederländi­
schen Veranstalter zum Abschied fünf 
Tulpenzwiebeln. Bis in Osteuropa die 
“Mobil-Machung” losgegangen ist und 
wir europaweit vernetzt sind, werden uns 
die Blumen jedes Frühjahr an das Motto 
der drei Tage in Maastricht erinnern: 
...hören mit anderen Ohren, schauen mit 
anderen Augen...

SELBSTBESTIMMT 
LEBEN

Personen

Kalle Könkkölä (Finnland) 
Vorsitzender von Disabled 
Peopleslnternational (DPI), 
Europa

Holger Kallehauge 
(Dänemark)
Vorsitzender des 
Nordeuropäischen Rates 
der Behindertenorgani­
sationen

Ekaterina Kim
(Russische Förderation) 
Behindertenklub “Contacts”

Judy Heumann (USA)
Vizesekretärin für Sonder­
schulunterricht und
Rehabilitationsmaßnahmen 
im Bildungsministerium, 
Washington D.C.

Theresia Degener (BRD)
Beraterin am Zentrum für 
Menschenrechte der UNO

Jan Votava
(Tschechische Republik) 
Staatssekretär für interna­
tionale Rehabilitation

Adolf Ratzka (Schweden) 
Vorsitzender des Europäi­
schen Netzwerks für 
Selbstbestimmtes Leben

Rachel Hurst (England)
Vorsitzende von DPI, 
Komitee der Europäischen 
Gemeinschaft (ECC)

Ottmar Miles-Paul (BRD) 
Vizevorsitzender von DPI, 
ECC

DIE STÜTZE
Heft 9/1993



Stolz 
auf uns selbst

SELBSTBESTIMMT 
LEBEN

Abschlußerklärung
der Teilnehmer von EUR'ABLE

F.UR*ABLE

Wir, 450 Behinderte aus 41 Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft, Ost- und 
Mitteleuropas, Nordeuropas, Nordameri­
kas, Afrikas und Asiens, die sich anläßlich 
der Europäischen Konferenz von Men­
schen mit Behinderungen vom 2. bis 4. 
August 1993 in Maastricht versammelt 
haben, erklären unseren Stolz auf uns als 
wichtige, aktiv mitwirkende Bürger Euro­
pas.

Stolze Frauen - Barbara 
Stötzer, Andrea Schatz, 
Gisela Hermes, Christine 
Radtke und Solveig 
Kihlgren aus Frankreich 
(v. I. n. r.)
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Mit unseren physischen und sensorischen 
Schädigungen, Lernschwächen, nicht 
sichtbaren Behinderungen und als ältere 
behinderte Menschen sind wir stolze Bür­
ger Europas.
Wir weisen die Auslegung der Behinde­
rung als persönliche Tragödie zurück.
Wir fordern regionale und kommunale 
Behörden, die Europäische Gemeinschaft, 
den Europäischen Rat, die KSZE, die Re­
gierungen, Politiker, Medien und Nichtbe­
hinderte auf, anzuerkennen, daß Behinde­
rung eine Menschenrechtsfrage darstellt 
und Chancengleichheit für Behinderte 
nur durch soziale und ökonomische Ver­
änderungen durchgesetzt werden kann. 
Wir müssen am gesellschaftlichen Leben 
auf allen Ebenen umfassend teilhaben 
können, mittels unserer Organisationen 
konsultiert und an der Entscheidungsfin­
dung über alle uns betreffenden politi- 

sehen Vorgänge und Programmen betei­
ligt werden.
Wir sind in diesen Fragen die Fachleute, 
und unser Kräftepotential muß aner­
kannt werden.
Rehabilitation, kommunale Dienste und 
Sozialversicherung sollten dem Ziel ver­
pflichtet sein, unsere umfassende Beteili­
gung als Konsumenten und Mitwirkende 
zu fördern.
Die individuelle, vom Behinderten zu be­
einflussende Betreuung muß Vorrang ge­
genüber der Heimbetreuung haben.
In allen Ländern Europas unterliegen wir 
einer fortgesetzten Diskriminierung 
durch unzugängliche Umwelt und Beför­
derungsmöglichkeiten, Institutionalisie­
rung, abgeschirmte Behindertenwerkstät­
ten, ausgesonderte Dienst, Bildung und 
ausgrenzenden Wohungsbau.
Diese Diskriminierung muß ein Ende 
haben. Wir fordern, daß umgehend ge­
handelt wird,
• um die Rechte Behinderter in die Eu­

ropäische Menschenrechtskonvention 
und den Vertrag von Maastricht auf­
zunehmen,

• um eine europäische Politik durchzu­
setzen, die Grundprinzipien der Verein­
ten Nationen zur Chancengleichheit 
beachtet.

Diese Handlungen sind durchzusetzen
• durch die EG, um Richtlinien zur För­

derung der Chancengleichheit festzule­
gen, vor allem bezüglich des Zugangs- 
zur Umwelt und zu Informationen für 
alle Behinderten,

• durch die Mitgliedstaaten der EG, um 
eine Rechtssprechung auf der Grund­
lage der Menschenrechte zu ermögli­
chen und keine Diskriminierung zuzu­
lassen.

Als behinderte Mädchen und Jungen, 
Frauen und Männer, als Mitglieder unse­
rer Organisationen müssen wir unsere 
Aktivitäten, unsere Einflußnahme ver­
stärken, unsere Ausbildung und auch die 
gegenseitige Unterstützung verbessern. 
Wir müssen garantieren, daß wir uns in­
nerhalb unserer Organisationen nicht 
selbst diskriminieren.
Wir rufen die Menschen Europas auf, 
unseren Kampf um Emanzipation zu un­
terstützen und dem erneuten Aufflam­
men von Faschismus und Gewalt gegen 
Behinderte entgegenzutreten, Frieden zu 
fordern und die Greueltaten im ehemali­
gen Jugoslawien und allen anderen vom 
Krieg gezeichneten Gebieten zu verurtei­
len.

Wir fordern Freiheit und Gleichheit 
und Frieden für alle Menschen.



"Esmeralda - 
ich liebe Dich nicht mehr"
Persönliche Gedanken zu einem kleinen Buch mit großer Wirkung

Klaus Morgenstern

Quasimodo, der Glöckner von Notre- 
Dame, - ein Buckliger, halb blind, hum­
pelnd - schön?! Das kann ja heiter wer­
den. In diesem Buch stehen scheinbar die 
Normen auf dem Kopf. Oder endlich auf 
den Füßen?! Gespannt lese ich weiter. 
Nein, ich lese nicht. Ich sauge die Buch­
staben in mich auf, kann nicht innehalten 
bis der letzte Punkt das Textende anzeigt. 
Sicher haben Sie das Gefühl kennenge­
lernt, wenn Sie nach ungeheurer An­
strengung schwitzend und ausgelaugt ein 
kaltes Getränk hinunterstürzen bis Ihnen 
die Luft wegbleibt, Sie nicht wissen was 
Sie getrunken haben, sich nur sicher sind, 
daß dies genau das ist, was Ihnen fehlte. 
Ähnlich ging es mir mit diesem Buch. In 
meinem Kopf schwirren die Gedanken 
durcheinander. LEPROS und HEROS, 
Emanzipation und Integration, Ideal und 
Norm, Änti-Eugenik, Utilitarismus,...Uff. 
Ich lese ein zweites Mal. Dieses Buch ist 
eindringlich und aufdringlich zugleich. 
Langsam dringen Sandforts Gedanken 
und Intuitionen zu mir vor. Immer wie­
der drängt sich das Gelesene in mein Be­
wußtsein. Ich wache nachts auf und fan­
ge mit mir selbst Diskussionen an, die ich 
gern mit dem Autor führen würde. Beim 
Zähneputzen ertappe ich mich, die Zahn­
bürste bereits eine Minute tatenlos im 
Mund zu halten, wieder sind meine Ge­
danken von dem kleinen Buch gefesselt. 
Ausgehend von der geschichtlichen Be­
trachtung des Umgangs mit Behinderten 
und ihrer Eingliederung, besser Nichtein­
gliederung in die Gesellschaft, zeichnet 
Lothar Sandfort ein genaues Bild unse­
res täglichen Lebens und der kulturellen 
Landschaft, die uns umgibt, in die wir hi­
neingeboren wurden, uns hineinentwik- 
kelt haben. "In der gesamten Menschheits­
geschichte bis heute hat sich nur die Um­
gangsform mit Behinderten geändert, 
nicht aber das Ziel."
Das Aufgreifen aktueller Themen wie die 
Anti-Eugenik-Diskussion, die immer wei­
ter um sich greifende Gewalt gegenüber 
Behinderten ist nicht Selbstzweck, son­
dern dient zum Verstehen dieser gesell­
schaftlichen Phänomene.
Dieses Buch setzt sich mit den Idealen 
und Normen unseres Lebens auseinander, 
denen wir als Behinderte nur allzugern 

folgen, um uns möglichst wenig von 
Nichtbehinderten zu unterscheiden. Es 
"steht der eigentliche emanzipatorische 
Schub noch aus. Viel zu wenig Behinderte 
lassen sich auf den mühsamen Befreiungs­
kampf ein. Zu übermächtig scheint die 
Diktatur der Normalität. Viel zu viele Be­
hinderte schlucken die alltäglichen klei­
nen und großen Diskriminierungen, beugen 
sich der Aussonderung und verdrängen 
ihre Abnormalität. Die Unverschämthei­
ten des Normalen werden einfach hinge­
nommen, ertragen oder verdrängt." 
Sehr provokativ, höre ich nun einige sa­
gen. Mag sein. Dieses Buch ist es an vielen 
Stellen, weil wir eine teilweise neue Sicht 
auf von uns allen erlebte Probleme erfah­
ren. Neues ist oft unbequem und provozie­
rend, hilft aber Klarheit zu gewinnen. Das 
will dieses Buch, will der Autor, der selbst 
seit 22 Jahren durch einen Verkehrsunfall 
querschnittsgelähmt ist. Mit seiner Sicht 
auf die Dinge gibt er Anregungen über uns 
nachzudenken, hilft uns, "die eigene, we­
sentliche Andersartigkeit und Nichtnor­
malität auszuhalten" und damit den "An­
fang jeder Emanzipation" zu machen. Ge­
rade das Verhältnis von Emanzipation 
und Integration, als zwei unterschiedliche 
Erscheinungsformen, nimmt breiten Raum 
ein und gibt sicher Anlaß zu heftigen Dis­
kussionen. Auch dies scheint beabsichtigt, 
denn Lothar Sandfort dogmatisiert nicht, 
ist selbst immer Suchender, der auch seine 
Emanzipation nicht abgeschlossen hat. 
"Seit nunmehr 20 Jahren will ich mich 
emanzipieren, ohne zu wissen, ohne genau 
zu wissen, wann ich das eigentlich bin." 
Immer wieder wechselt der analytische 
Text mit solchen - vorstehend zitierten - 
poetischen Beschreibungen, die sich zu ei­
nem mächtigen Dach vereinigen. 
"Gebrauchspoesie" nennt sie der Autor. Ja, 
ich brauche sie, denn ich finde sie einfach 
und schön.
Ich brauche dieses, dieses Buch braucht 
uns, wir alle brauchen einander. Wer wis­
sen will, wie die Geschichte mit Esmeralda 
ausgeht, muß sie lesen.
Lothar Sandfort 
Esmeralda - ich liebe dich nicht mehr. 
Behinderte emanzipieren sich.
Haag + Herchen, Frankfurt/M. 1993, 
98 Seiten, 14.80 DM
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Quasimodos
Scheidung

Du bist kein Dämon, 
Quasimodo.
Ein Dämon hat keine 
Wunden.

Höre wie du deine Glocke 
liebst,
fühle wie du den Haß 
erträgst,
sieh wie du kämpfst - für 
dein Ziel
Nein, mein Lieber, 
da ist auch Achtung vor Dir 
selbst.
Erinnere Dich!
Du hattest ihr zwei Vasen 
hingestellt.
Die eine, die verbeulte, hielt 
den Blumen das Wasser.
Die andere, die schöne, ließ 
die Blumen vertrocknen.
Wie hättest du dich schöner 
beschreiben können?

Sie nahm die vertrockneten 
Blumen an ihr Herz.
Das kannst Du doch nicht 
verzeihen.

Warum liebst du sie noch?
Laß' die Lerche und sieh die 
Schönheit der Eule.
Wir sind alle schön, wir sind 
alle schön!
Sag' das, Quasimodo! Sag1, 
daß du schön bist!
Du bist wild, bist entschlos­
sen, du hast Mut.
Was sie für dich tat, hätte 
sie jedem getan.

Steh auf, steh auf.
Steh auf!
Komm Bruder,
Schwacher, Starker, 
Heiliger,
Hassender, Kluger und Tor, 
tu es für mich,
tu es für dich und sie, 
schau sie an 
und schrei!
Schrei wie ich:
Esmeralda,
ich liebe dich nicht mehr!

DIE STÜTZE
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Wir brauchen 
ein Dach!

NEUES VOM ABID

Dokfilm geplant

Mit den Arbeiten an einem 
Film von, mit und über 
Menschen mit Beeinträch­
tigungen beginnt der 
Allgemeine Behinderten­
verband in Potsdam.
Zur Finanzierung stehen 
Spenden und Zuschüsse 
bereit.
Um die professionelle Um­
setzung des Dokfilmprojekts 
zu sichern, wird vom Vor­
stand eine Filmgruppe 
berufen, in der unter ande­
rem Rainer Kluge, Klaus 
Jorek, Petra Wirth, Michael 
Reichenbach, Ilka Bischoff, 
Rolf Gutsche, Horst Jeck 
und Andreas Czapp mitar­
beiten sollen.

Wo fängt 
Diskriminierung an?

Bewerbung
Zwei Jahre Umschulung 
hatte ich erfolgreich hinter 
mich gebracht und bewarb 
mich nun in einer halle­
schen Computerservice­
firma um einen Abeitsplatz. 
Der Chef teilte mir mit,: 
"...wenn die Kunden mich 
sehen würden, sei es nicht 
förderlich für sein Geschäft. 
Er selber habe absolut 
nichts gegen mich, und eine 
Kraft für den Innendienst 
könne er sich nicht leisten." 
Gastronomie 
Am 7. August wollte ich mit 
einem Freund, er ist wie ich 
kleinwüchsig, in das halle- 
sche "Gildehaus" einkehren. 
Der Rausschmeißer 
verwehrte uns den Einlaß 
mit folgender Bemerkung: 
"Leute, tut mir einen Ge­
fallen, geht woanders hin! 
Es ist voll, und es sitzen 
Leute drin, die Euch nicht 
akzeptieren würden."

Th. Thielicke, ABiH 
(Aus: "Selbstbestimmt 8/93)

Klaus Jorek

Neulich sagte mir ein Behinderter: Stell 
dir vor, wir hätten einen Behinderten- 
DGB! Da säße vielleicht einer von uns 
mit in der Kanzlerrunde, wenn es um die 
Pflegeversicherung oder den Sozialabbau 
geht.
An diese Aufforderung meines Freundes 
mußte ich denken, als ich in der STÜTZE 
6/93 den Satz von Lothar Brüning las: 
“Der Trend in der Arbeit Behinderter 
wird zu kommunalen Selbsthilfegruppen 
und behinderungsspezifisch orientierten 
Bundesverbänden führen.”
Und dann stellte ich die Aufforderung 
meines Freundes um. Stell dir vor, dachte 
ich, es gäbe keinen DGB! Nicht, daß ich 
das Gewerkschaftsdach für sehr intakt 
halte. Ich sehe da viel zu viele Löcher, 
und selbst mancher Balken scheint schon 
etwas morsch zu sein. Aber es gibt im­
merhin ein Dach. Wenn auch mit Reko- 
Bedarf. Wir dagegen stehen allesamt 
ohne Schutz im Regen des Sozialabbaus. 
Uns muß man nicht einmal fragen - um 
nur diese Beispiele zu nennen -, ob wir 
einverstanden mit der Praxis sind, daß 
sich alle Regierungsämter und die mei­
sten Unternehmer loskaufen für lächerli­
che 200 DM von der Pflicht, einen Behin­
derten zu beschäftigen. Und nicht einmal 
in Kleinkleckersdorf können wir für die 
Bushaltestelle eine Rampe einfordern.

Auf Erfolgskurs

Aus dem Alltag der Potsdamer
Arbeitsgemeinschaft "Bau und Verkehr"
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“Da sind zuerst einmal die beiden Rolli­
routen in Potsdam - Stadtbahnhof/ 
Sanssouci und Kiewitt -, die wir zwar 
nicht als rolligerecht aber als rollifreund­
lich bezeichnen können. Wir haben Ein­
fluß auf die behindertenfreundliche Aus­
gestaltung des Theaters genommen, an 
Baumaßnahmen von Magistratsämtem 
und am Aus- und Umbau des Landtags 
mitgewirkt. Auch die KFZ-Zulassungs- 

Den DGB muß man aber wenigstens fra­
gen, ob er mit den Karenztagen einver­
standen ist, und ohne ihn läuft bei Löh­
nen und Gehältern keine Veränderung. 
Was Lothar Brüning über die Selbsthilfe­
groppen und die Basisarbeit sagt, ist der 
enorme Vorteil, den wir gegenüber dem 
DGB haben. Bei uns ist im Fundament 
noch was los. Wir haben eine kreative 
Basis. Da tut sich was. Unterschiedlich, 
wie das Leben vielfältig ist.
Das ist aber mitnichten der Grund, auf 
ein Dach zu verzichten. Es könnte bei 
dem Fundament viel stabiler werden als 
das der Gewerkschaften. Es könnte mehr 
Stürme aushalten, mehr Hagelschläge der 
Ignoranz, der Mißgunst und der Intole­
ranz. Jetzt stehen wir ohne schützendes 
Dach in diesen Schauern.
Man kann auch der Meinung sein, Lothar 
Brüning will uns geteilt belassen, mög­
lichst noch mehr teilen. Schon möglich, 
daß dann mancher sein Süppchen ganz 
gut kochen kann. Nur, sind wir nicht zer­
stritten besser zu beherrschen? Kaum 
vorzustellen, daß jemand nicht bemerkt, 
daß Staat und Versicherungen uns längst 
für viel zu teuer halten.
Im Kanzlerbungalow, in den wir jetzt 
nie kommen, geht es bekanntlich um kon­
zertierte Aktionen, die Finanzen umzu­
schichten. Da wir keine Lobby haben, 
wird auch von uns weggeschichtet. Wie, 
muß hier nicht gesagt werden. Wir kön­
nen alle die politischen Veränderungen in 
Deutschland verfolgen. Aber bitte, dann 
wollen wir doch endlich auch ein wenig 
konzertieren! Und wir sollten nicht weiter 
davon reden, wie schön es ist, wenn jeder 
allein in seinem Garten die Blockflöte nur 
für sich und seinen Rasen bläst. Vielleicht 
kann er da bald den Garten nicht mehr 
bezahlen und nicht die Flöte.

stelle in der Puschkinallee ist behinder­
tenfreundlich”, mit diesen Worten be­
schrieb Jochen Kupsch die Erfolge der 
Arbeitsgemeinschaft "Bau und Verkehr". 
Die AG entstand aus einem Arbeitskreis 
des Rolliclubs, der sich Mitte der 80er 
Jahre in der Stadt Potsdam dem Thema 
Bau und Verkehr zuwandte. Zu den der­
zeitigen Aufgaben der AG gehören nicht 
nur die Begutachtung von Bau- und 
Flächennutzungsplänen, Verhandl ungen 
zum behindertenfreundlichen Ausbau des 
öffentlichen Nahverkehrs, sondern auch 
überregionale Grundsatzfragen auf Lan­
desebene, die Einflußnahme auf die Lan- 
des-Bau-Ordnung sowie das Verfassen 
und Prüfen technischer Vorschriften 
(DIN) und Gesetze.

(Quelle: "Wirfür uns" 
Infoblatt des AB Potsdam e. V.)



Schwule Gene

Ingrid Schneider

Mitten im Sommerloch überrascht uns 
das Wissenschaftsmagazin "Science" mit 
einer "neuen Erkenntnis". Männliche Ho­
mosexualität soll über die Mutter vererbt 
sein. Die Gene sitzen angeblich auf der 
Xq 28-Region des X-Chromosoms. 
Nun ist die Theorie von der Vererbung 
der gleichgeschlechtlichen Liebe weder 
neu noch überzeugend. In den letzten 
Jahren haben Forscher unter anderem 
bestimmte Gehirnregionen und den Hor­
monstatus in der Schwangerschaft als 
"Auslöser" der Homosexualität verant­
wortlich gemacht. Sind solche Erklä­
rungsansätze erst einmal gesellschaftlich 
akzeptiert, ist die logische Konsequenz, 
den "genetischen Defekt" zu "therapie­
ren": Sollen zukünftig Schwangere ihre 
Leibesfrucht erst auf die Disposition zur 
Homosexualität prüfen lassen, bevor sie 
sich zur Austragung - oder Abtreibung -

QUER BEMERKT

entscheiden? Wird uns die Wissenschaft 
bald versprechen, die "Homosexualitäts­
gene" gentechnisch zu entfernen oder um­
zubauen? Soll künftig die Bevölkerung 
auf Homo-Gene durchgecheckt werden - 
als Eingangstest für den Schuldienst, die 
Beamtenlaufbahn oder die berufliche Kar­
riere? Werden Arbeitssuchende bei der 
Bewerbung einen Nachweis über den 
amtlich geprüften homosexualitätsfreien 
Chromosomenbestand beilegen? - Schließ­
lich ist Homosexualität in den USA im­
mer noch ein Kündigungsgrund. Die Ver­
öffentlichung pfeift zum Gegenangriff, in 
einer innenpolitischen Situation in den 
USA, in der Lesben und Schwule selbst­
bewußt und lautstark von Präsident 
Clinton das Einhalten seiner Wahlver­
sprechen fordern: gleiche Bürgerrechte bei 
Rente, Erbschaft, Steuern und beim Mili­
tär sowie das Abschaffen jeglicher Diskri­
minierung. Eine Million Menschen sind 
für diese Forderungen landesweit im April 
auf die Straße gegangen.
Kritisiert werden muß allein schon der 
Forschungsansatz solcher Studien: Kein 
Wissenschaftler fragt nach der Ursache 
für Heterosexualität, aber die gleichge­
schlechtliche Liebe muß "einen Grund" 
haben. Homosexualität ist weder recht- 
fertigungs- noch erklärungsbedürftig - 
sondern einfach selbstverständlich zu ak­
zeptieren.

(Quelle: Nachdruck aus 
Berliner Zeitung, 29.7.1993)
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Nachruf

Wir sind erschüttert über den Tod von Eckhard Porst.
Er starb Anfang August.
Eckhard war nicht nur uns Berlinern seit vielen Jahren als jemand bekannt, der beharrlich die 
alltäglichen Diskriminierung der Menschen mit Behinderung anprangerte und praktisch bekämpfte, 
er ist auch den STÜTZE-Lesem als engagierter Autor in Erinnerung.
Eckhard und seine Ehefrau Ulrike, die in den 80er Jahren von Ost- nach Westberlin kamen, gehörten 
bereits zu DDR-Zeiten zu den unangepaßten, kritischen, selbstbestimmt denkenden Behinderten. 
Mit ihrer beider Namen ist später in Westberlin der Protest gegen die Telebuskürzungen 1987 und 
die Entstehung des Spontanzusammenschlusses "Mobilität für Behinderte" eng verbunden., 
Eckhard zeichnete sich hier, wie auch den Ambulanten Diensten e.V., für die er lange Zeit 
ehrenamtlich tätig war, als scharf denkender Analytiker, als "Vordenker" aus, der oft viel früher als 
alle anderen politische Entwicklungen erkannte und auf drohende Verschlechterung aufmerksam 
machte.
Er unterhielt freundschaftliche Kontakte zu vielen Betroffenen und setzte sich besonders für 
Menschen, die wie er selbst pflegeabhängig waren, ein.
Als schärfster Gegner der Bonner Pflegeversicherungspläne kämpfte er für ein Modell persönlicher 
Assistenz, bei dem schwerstbehinderte Menschen als Arbeitgeber ihre Helfer selbst anstellen, 
ausbilden und bezahlen, um ein selbstbestimmtes Leben verwirklichen zu können.
Viele, die Eckhard kannten, werden in seinem Sinne Weiterarbeiten.

Martin Marquard

IN KÜRZE

Dienstleistungsservice: 
Individuelle Informations­
recherche nach behinder­
tenspezifischen Anbietern 
von Rehabilitationsmitteln, 
technischen Arbeitshilfen 
und Dienstleistungen 
- bundesweit - 
Nähere Info: 
PreisBarometer
Tel./Fax 030/9 22 84 23
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"COMMUTER" heißt das 
Modell, das es behinderten 
Menschen im Rollstuhl er­
möglichen soll, über Trep­
pen zu gelangen.
Wie die Märkische Oder­
zeitung weiter meldete, ha­
ben die Krankenkassen ge­
meinsam mit einer Berliner 
Firma nach Lösungen ge­
sucht, Rollstuhlfahrerinnen 
den Umzug aus jenen Woh­
nungen zu ersparen, die kei­
ne teuren Umbauten wie 
Rampen, Plattformraupen, 
Decken- sowie Wandauf­
züge zulassen und folglich 
nur über eine Treppe zu er­
reichen sind.
Der - für innen und außen 
geeignete - Elektrorollstuhl 
lasse sich nach Umbau kom­
binieren mit einer Treppen­
raupe namens “Treppen­
kuli”. Behinderte Menschen 
gewinnen durch diesen 
Elektrorollstuhl sicherlich 
auch ein wenig mehr Unab­
hängigkeit, weil keine zwei­
te Person zum Schieben 
eines Handrollstuhls erfor­
derlich ist.

"ENTHINDERUNGS- 
Taxi" ist ein Forschungs­
projekt, durchgeführt von 
der THETA-Wedding, dem 
Institut für Sozialforschung 
und Daimler Benz. Es hat 
ein Versuchsfahrzeug in Er­
probung, zu dem gegenwär­
tig eine Befragung stattfin­
det. Wie der SPONTAN- 
ZUS AMMENSCHLUß 
“MOBILITÄT FÜR BE­
HINDERTE” informierte, 
ist das Testfahrzeug ein 
MB 100 mit verschiedenen 
behindertenfreundlichen 
Einbauten.
Zur Zeit fährt es als Tele­
bus. Ab l. 10.1993 wird es 
im normalen Taxibetrieb 
(Tel. 461 61 00) eingesetzt. 
Zunächst testen behinderte 
Menschen das Fahrzeug, 
später wird es auch nicht­
behinderten Fahrgästen zur 
Verfügung stehen.
Wer an der Befragung teil- 
nehmen will, kann sich Mo. 
bis Fr. von 9 bis 15 Uhr 
bei Daimler Benz, Frau 
Sander, Tel. 7491-3463, 
melden.

EINEN KUNSTPREIS 
für behinderte Künstlerin­
nen und Künstler der Bild- 
hauererei, Collage, Graphik 
und Malerei vergibt die 
Stadt Radolfzell. Voraus­
setzung für die Teilnahme 
ist eine Behinderung von 
mindestens 80 Prozent. 
Nähere Auskünfte erteilt: 
Kulturamt der Stadt 
Radolfzell
Obertorstraße 10 
78315 Radolfzell
Tel.: 07732-811201.

DAS “BUNDESWEITE 
Forum der Krüppel- und 
Behinderteninitiativen” hat 
eine zentrale Protestaktion 
in Berlin beschlossen. An­
laß ist die Anhörung im 
Bundestag zum Gesetzent­
wurf der Union zur Pflege­
versicherung am 16. Sep­
tember in Bonn. 
Aktionstermin unter dem 
Motto "Behinderte gegen 
Pflegeversicherung": 
15. September 1993
13 bis 14.30 Uhr 
Brandenburger Tor



ZWEI SEMINARE
zum “Peer Counseling für 
Behinderte” bietet das Bil- 
dungs- und Forschungsin­
stitut zum selbstbestimmten 
Leben Behinderter (bifos) 
an. Das erste Seminar findet 
vom 30. bis 31. Oktober an 
der Gesamthochschule in 
Kassel statt. Unter dem Titel 
“Beratung von Behinderten 
für Behinderte” geben die 
amerikanischen Sozialarbei­
ter Bill und Vicki Bruckner 
eine Einführung in das Peer 
Counseling. Die Veranstal­
tung ist konzipiert für behin­
derte Menschen, die in der 
Beratung tätig sind oder sein 
wollen. Während des zwei­
tägigen Seminars sollen 
auch Grundtechniken der 
Beratung erlernt werden. 
Der Tagungsbeitrag beträgt 
50 DM. Die Übersetzung 
der Beiträg der amerikani­
schen Gäste vom San Fran- 
sisco Center for Independent 
Living ist gewährleistet.
Für Unterkunft und Verpfle­
gung muß selbst gesorgt 
werden.
Der zweite Kursus findet 
vom 5. bis. 7. November an 
der Universität Mainz statt. 
Konzipiert ist er für behin­
derte Menschen, die in der 
Beratung tätig sind oder die 
bereits an Peer-Counseling- 
Seminaren teilnahmen. 
Durch Rollenspiele soll die 
“Anwendung des Peer- 
Counselings in Gruppen” 
verdeutlich werden. Der 
Teilnehmerbeitrag beträgt 
25 DM. Für Unterkunft und 
Verpflegung muß selbst ge­
sorgt werden. Anmeldes­
chluß für die Seminare, die 
ausschließlich für behinderte 
Menschen gedacht sind, ist 
der 15. Oktober 1993.

"BEHINDERTE Frauen 
und ihre Forderungen an ein 
Anti-Diskriminierungsge­
setz" - unter diesem Thema 
lädt das bifos behinderte 
Frauen zu einer bundes­
weiten Tagung vom 5. bis 7. 
November nach Köln ein. 
bifos
Werner-Hilpert-Straße 8 
34117 Kassel
Tel.: 0561/1 86 67

EINE NEUE Werkstatt 
für Behinderte soll im 
Glauchauer Ortsteil Nieder­
lassungwitz entstehen, mel­
det die Freie Presse vom 
22. Juli 1993. Neben 140 
Behinderten fänden auch 14 
mehrfach behinderte Men­
schen dort Arbeit. Die der­
zeitige Produktionsstätte im 
Heinrichshof platzt - nach 
den Worten Joachim 
Böbbers, Leiter der Behin­
dertenwerkstatt, aus allen 
Nähten. Obwohl es höchste 
Zeit für den ersten Spaten­
stich werde, rechne er da­
mit, daß noch ein Jahr bis 
zum Baubeginn vergeht. 
Wie es in der Freien Presse 
weiter heißt, montieren zur 
Zeit 60 Frauen und Männer 
- neben Plastegardinen­
haken, Rohrschellen und 
Deckenabhänger für KS- 
Spezialbau in zehn bis 
zwölf verschiedenen Län­
gen - beispielsweise auch 
Steuergeräte und Rohr­
leitungen für die Zentral­
verriegelung des Volkswa­
genwerkes.

FAST DREI JAHRE 
kämpft der Kreis Fürsten­
walde um eine neue Lem- 
behinderten-Schule. Wie die 
Berliner Morgenpost weiter 
meldete, ist endlich der Er­
folg in Sicht: Fördermittel 
in Höhe von 15 Millionen 
Mark stellte das Land Bran­
denburg für den Neubau be-

KONTAKT- BÖRSE 

Suche eine Freundin zwischen 19 und 22 Jahren, 
habe den Wunsch, daß sie laufen kann, eine Schule 
besucht hat, eine sportliche Figur hat und daß sie 
Interesse hat an meinen Hobbys.
Sie möchte bitte schreiben unter Chiffre 006/93 
an Redaktion DIE STÜTZE.

Verkaufe Elektromobil, wenig genutzt, 1 Jahr alt, 
pflegeleicht, standsicher, leicht handhabbar, mit 
automatischem Ladegerät, zerlegbar, für PKW 
geeignet,
Länge: 125 cm, Breite: 60 cm, Höhe: variabel, 
Neupreis: 7900 DM, Verh.preis: 4000 DM 
Zuschriften an: Günter Nilius, Rudolf-Seiffert- 
Straße 25, 10369 Berlin, Tel. 030-9720518, oder 
unter Chiffre 007/93, Red. DIE STÜTZE

DIE STÜTZE Q -i 
Heft 9/1993 I

reit. Am 1. September soll 
auf einem Grundstück der 
Kommune der erste Spaten­
stich gesetzt werden. Ein­
schließlich der Schulaus­
stattung koste der erste 
Bauabschnitt rund 20 Mil­
lionen Mark. Nach Angaben 
der Morgenpost werden 
die Landesfördermittel zur 
Hälfte als Zuschuß und 
Darlehen gewährt. Die rest­
lichen Millionen muß der 
Kreis aus dem eigenen 
Haushalt finanzieren.

DAS ERSTE deutsche 
Behindertenhotel öffnete in 
Heilshorn bei Bremen seine 
Tore. Wie aus einer Mel­
dung der Magdeburger 
Volkszeitung weiter her­
vorgeht, genießen vor 
allem geistig- und lernbe­
hinderte Menschen dort 
ihren Urlaub.
Die 26 Zimmer und acht 
Appartements verfügen 
über Dusche, Fernsehen, 
Telefon und Toilette. 
Spezielle Hilfen für Gehbe­
hinderte und Rollstuhl­
fahrer gibt es jedoch noch 
nicht.
Für den Erfolg des Hotels 
spricht - so der Betreiber 
Gerhard Steger - daß es be­
reits bis zum Oktober aus­
gebucht ist. Das Hotel zieht 
vor allem Besucher aus 
den neuen Bundesländern 
in die reizvolle norddeut­
sche Landschaft.

IN KÜRZE

Gegen den 
grünen Pfeil

Das beinahe einzige Iden­
titätssymbol der Neu­
bundesbürger, der grüne 
Pfeil an ostdeutschen 
Ampelkreuzungen, stößt 
bei Rollstuhlfahrern und 
Blinden zunehmend auf 
Kritik.
Wie aus einem Bericht 
der Berliner Zeitung vom 
11. August weiter hervor­
geht, sehen Vertreter des 
Allgemeinen Blindenver­
eins und des Berliner Be­
hindertenverbandes in der 
bundesweiten Einführung 
des Pfeils im Februar 
1994 zusätzliche Gefah­
ren.
Bei ihrem Protest berufen 
sie sich auf die Interessen 
von etwa 10 000 blinden 
und sehbehinderten 
Menschen sowie der rund 
18 000 Rollstuhlfahrern in 
Berlin.
Da sich Blinde beim Über­
queren von Kreuzungen 
an den Geräuschen der 
Autos orientieren, führe 
jede Sonderregelung zu 
“lebensgefährlichen Irr­
tümern und Konflikten”, 
unterstrich Dietrich Plück- 
hahn vom Blindenverein 
vor der Presse.
Nach seinen Worten sei 
der Fahrstil in Berlin 
ohnehin in bedenklicher 
Weise aggressiver und 
ruppiger geworden. 
Martin Marquard, Vorsit­
zender des Berliner Be­
hindertenverbandes, be­
tonte, daß Rollstuhlfahrer 
rücksichtslosen Autofah­
rern kaum ausweichen 
können und selbst 
Bürgersteigkanten zum 
Hindernis werden.



Septemberfragen

KULTUR

Begegnungen in 
einer Straßenbahn

zeichnen
- die Berührung,
wenn auch nur der Augen
- der Gedanken 
oder, die Vorstellung 
deiner Hand
und 
auch mich, 
würdest du spüren, 
auf den Lippen, 
die streicheln tief - tiefer 
und 
in dir...
atmen - 
wir heftiger, 
bevor 
wir aneinander 
vorüber gehn?

Kay Kostka

Länger als eine Stunde bin ich durchs Dickicht gekrochen;
nirgends ein Pilz.
Die Pfanne wird leer bleiben.

Sonne auf der Lichtung.
Selbst das falbe Gras leuchtet.
Ein wenig setzen!
Sich umschauen.
Für ein paar Atemzüge ganz eins sein mit Wald, Wolken, Erde.

Im Preiselbeerlaub eine Goldfliege, 
schillernd wie ein blauer Edelstein.
Überall Altweibersommer, lange glitzernde Fäden.
Vier, fünf an Grashalmen ganz in der Nähe befestigt.
Hier begann die Luftreisejunger Spinnen.
Wohin hat sie der Wind getragen?
Unfreiwillig sind auf meinen Jeans zwei millimeterlange Flieger gelandet, 
eben noch unterwegs nach neuen Lebensräumen.
Ich helfe ihnen freizukommen.

Unter einem Halm schießt eine grasgrüne Spinne hervor,
ein Tier von einem Zentimeter reichlich;
ein Ungeheuer im Vergleich zu den Winzlingen,
die am glänzenden Seil ihrer Hoffnung zappeln.
Sekundenschneller Ruck:
Die eine der jungen Spinnen braucht keinen neuen Lebensraum mehr.
Die andere trage ich ein paar Schritte weiter.
Wird es ihr nützen?
Wenn ja - wieviel Leben wird durch sie zugrunde gehen.

Ich war Schicksal.
Ist es so blind wie ich?
Vielleicht spinnt es uns allen nur in einen einzigen Faden.
- Wird nur die Sonne bleiben?

Inge Handschick

kein warum

Wie der Wind auf dem
Meer,ein Boot, das einsam 
treibt;
jeden Abend,
an den unentrinnbaren
Klippen zerschellt; 
jeden Abend, 
wenn die Nacht einen 
umschließt, 
mit ungestellten Fragen 
und seiner stummen 
Verzweiflung.

Kay Kostka
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Wer begleitet 
mich?

Als wir im April dieses Jah­
res in Bad Sachsa waren, 
hatten wir die Möglichkeit, 
an Freunde und Bekannte zu 
schreiben, die uns sehr 
wichtig sind. Ich sende ei­
nen Bericht an Sie.
Wir waren eine Woche in 
Bad Sachsa. Die Gruppen­
fahrt wurde von der Lebens­
hilfe organisiert, die auch 
den Hauptteil der Kosten 
trug. Untergebracht waren 
wir in der Jugendherberge. 
Alle haben sich mit uns 
große Mühe gegeben. Jeden 
Abend wurde gegrillt und 
einmal auch ein Lagerfeuer 
gemacht. Eine Gruppe war 
einmal sogar baden, aber 
leider konnten die Rollstuhl­
fahrer nicht teilnehmen. Bad 
Sachsa ist eine schöne klei­
ne Stadt. Wir waren alle zu­
sammen auch einkaufen, Eis 
essen und Kaffee trinken. 
Ich bin schon oft mit Grup­
pen weggefahren. Ich möch­
te auch sehr gerne mal allein 
zum Urlaub ins Ausland 
fahren, nach Holland oder 
Dänemark, aber es fehlt mir 
immer ein Betreuer. Kann 
mir jemand helfen, eine 
Kontaktadresse zu finden? 
Seit 1991 gehe ich arbeiten 
und bin sehr froh, daß ich 
diese Arbeit habe. Für Okto­
ber habe ich Urlaub genom­
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- !

ABO - DIE STÜTZE
Journal von Behinderten für Behinderte und ihre Freunde

JA, ich möchte DIE STÜTZE einmal im Monat zum Preis von 4,- DM (incl. Postgebühren) für 
ein Jahr abonnieren. Das Abonnement verlängert sich automatisch um ein weiteres Jahr, 
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Zusendung der Hefte an folgende Anschrift:
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Straße, Haus-Nr.:------------------------------------------------------------------------------------------------------------
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ABiD-Mitglied: ja/nein
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Name, Vorname:________________________________________________________________
Straße, Haus-Nr.:________________________________________________________________
PLZ, Ort:
Ich ermächtige Sie hiermit zur Abbuchung des Abonnementbetrages 
im voraus bei folgendem Geldinstitut:

men. Wenn es mit der Reise 
nicht klappt, weil ich keine 
Betreuung finde, muß ich 
im Heim bleiben.
Kirstin Oldal, 
Halberstadt

Die Redaktion gibt die 
Frage gerne weiter und 
bittet Leser, die Erfahrun­
gen mit einer über die Be­
gleitung hinausgehenden 
Betreuung haben, sich an 
uns zu wenden. Wir leiten 
Ihre Zuschriften weiter.

Behindertensport­
fest in Hammelburg

Am 18. Juli 1993 strahlte 
das Bayerische Fernsehen 
eine halbstündige Aufzeich­
nung des 10. Spiel- und 
Sportfestes für geistig Be­
hinderte im unterfränki­
schen Hammelburg aus. In 
Suhl wurde diese Sendung 
mit großer Aufmerksamkeit 
verfolgt, weil einige Suhler 
selbst beteiligt waren und 
sich unter den Akteuren 
wiederzuerkennen hofften. 
Professor Kapustin von der 
Sportfakultät der Universi­
tät Würzburg hat sich nicht 
nur um die Förderung des 
Leistungssports, sondern 
ganz besonders um den Be­
hindertensport verdient ge­
macht. (Würzburg ist Part­
nerstadt von Suhl. Auf An­
regung und mit “Schützen­

hilfe” Professor Kapustins 
entstand auch hier 1990 eine 
Behindertensportgruppe.) 
Seit vielen Jahren treffen 
sich unter seiner bewährten 
Leitung regelmäßig Famili­
en mit Behinderten, um ein­
fach aus “Spaß an der 
Freud” in aufgelockerter 
Form Sport zu treiben. Dar­
aus entstand ein Zusammen­
halt, der die Spiel- und 
Sportfeste ins Leben rief 
und zur Tradition werden 
ließ. Sie finden inzwischen 
in Unterfranken eine so 
große Resonanz, daß sie nur 
mit einem Riesenstab an 
Helfern bewältigt und abge­
sichert werden können. 
Beim 10. Spiel- und Sport­
fest, das am 14. Juli 1993 in 
Hammelburg stattfand, wur­
den 4500 Essenportionen 
ausgegeben. Etwa 2000 Be­
hinderte aller Altersgruppen 
nahmen an den Sportwett­
kämpfen und dem Spielfest 
teil. Dazu kamen Betreu- 
ungs- und Begleitpersonen, 
Mitarbeiter des Technischen 
Hilfswerks und viele ehren­
amtliche Helfer.
Für viele Behinderte war es 
das Ereignis des Jahres, bei 
dem sie trotz ihrer Schwä­
chen und Grenzen miteinan­
der wetteifern konnten und 
als Hauptpersonen im Mit­
telpunkt standen.

Elisabeth Pfestorf 
Suhl

LESERBRIEFE

Pro und Contra 
zum § 218

Am 28. Juli 1993 trafen sich 
zehn Frauen und ein
Mann des Behindertenver­
bandes Neubrandenburg, 
um laut nachzudenken über 
die Frage: was behinderte 
Frauen am Karlsruher Urteil 
zum § 218 bewegt. Bis auf 
drei Teilnehmerinnen haben 
alle Kinder geboren und 
groß gezogen. Als Gast 
war eine Mitarbeiterin der 
Schwangerschaftsberatungs­
stelle der AWO zugegen. 
Es überwog die Meinung, 
werdendes Leben ist zu er­
halten. Ein Schwanger­
schaftsabbruch sollte daher 
nur in begründeten Ausnah­
mefällen erfolgen und die 
Beratung als Entschei­
dungshilfe angenommen 
werden.
Es wurde aber auch beklagt, 
daß die Kinderfreundlich­
keit der Gesellschaft gering 
ist.
Was aber tun, wenn Vor­
untersuchungen ergeben, 
das Kind könnte behindert 
sein? Fängt hier schon die 
Ausgrenzung von Lebens- 
Wertem an? Behindertes 
Leben auszusortieren, 
scheint manchem bequem 
zu sein, äußerte eine Roll­
stuhlfahrerin. Sicherlich 
müsse im Einzelfall sehr 
sorgfältig in dieser Frage 
entschieden werden.

Christa Sander und 
Brunhild Stephan, 
Neubrandenburg

BLZ/Konto-Nr.:
Bis nach Ablauf von 10 Tagen besteht Widerrufsrecht.
Datum/rechtsverbindliche Unterschrift____________________________________________
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Das letzte Wort

Es ist normal, 
verschieden zu sein.

Richard von Weizäcker

Bitte mit 
0,80 DM 

frankieren!

An die
Redaktion DIE STÜTZE
Rodenbergstr. 3

10439 Berlin


